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Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die Zeit vom 1. August bis 31. August 1966 
sowie die dazu erteilten schriftlichen Antworten 


I. Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 

Abgeordneter Warum glaubte der Bundeskanzler, der durch 
Dr. Wuermeling Zusammenschluß der „Neuen Illustrierten" 
und der „Revue" entstandenen „Neuen Re- 
vue" durch ein Interview in der Ausgabe vom 
3. August regierungsamtliche Starthilfe geben 
zu sollen, nachdem die Zeitschriftendienste 
der beiden christlichen Konfessionen sowohl 
die „Neue Illustrierte" als auch die „Revue" 
wegen ihres Geschäfts mit Skandal und Sex 
besonders negativ beurteilt haben? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs von Hase 
vom 9. September 1966 

Die Tatsache, daß ein Politiker einem Presseorgan ein Inter- 
view gewährt, wird niemals als Identifikation mit der in dieser 
Publikation sonst vertretenen Auffassung oder mit der Art, wie 
sie sie darbietet, gewertet. Sie kann auch nicht als Bevorzugung 
oder Unterstützung dieses Presseorgans angesehen werden. 

Ziel eines solchen Interviews ist es vielmehr im allgemeinen, 
den Leserkreis mit den Auffassungen des Interviewten bekannt- 
zumachen. 

Ein Interview des Herrn Bundeskanzlers in der ersten Nummer 
der zur „Neuen/Revue" zusammengefaßten „Neuen Illustrierte" 
und der „Revue" gab ihm die Möglichkeit, einen Leserkreis über 
die Lage und die geplanten politischen und wirtschaftlichen 
Maßnahmen der Bundesregierung direkt zu unterrichten, der zu 
einem großen Teil durch andere informationspolitische Maßnah- 
men nicht in dieser Ausführlichkeit oder sogar überhaupt nicht 
erreicht werden kann. 


II. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
gesamtdeutsche Fragen 

II. 1. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 

Sänger gierung zu treffen, um die auf der Elbe zwi- 

schen Lauenburg und Schnackenburg in letz- 
ter Zeit häufig aufgetretenen Streitigkeiten an 
der Demarkationslinie, durch die die dort 
diensttuenden Beamten in eine besonders 
schwierige Lage gebracht werden zu verhin- 
dern? 
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II. 2. Abgeordneter Welche Maßnahmen sind bisher getroffen 

Sänger worden, um die Linienführung der Demarka- 

tionslinie auf der Elbe so zu klären, daß für 
die Zukunlt Streitigkeiten verhindert werden? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Mende 
vom 31. August 1966 

Verschiedene Vorfälle in jüngster Zeit, bei denen die auf der 
Elbe an der Demarkationslinie zur SBZ diensttuenden Beamten 
einer schwierigen Situation gegenüber standen, haben in der 
Öffentlichkeit den Eindruck hervorgerufen, als sei der Verlauf 
der Demarkationslinie zwischen Lauenburg und Schnackenburg 
unklar und als sei dies der Grund für Zusammenstöße zwischen 
den Sicherungsorganen der SBZ und den Beamten der Bundes- 
republik Deutschland. Der Verlauf der Demarkationslinie zwi- 
schen Lauenburg und Schnackenburg ist nach Auffassung der 
Bundesregierung klar; die Elbe gehört in dem genannten Ab- 
schnitt in ihrer ganzen Breite zum Bundesgebiet. Deshalb sind 
allein Dienststellen der Bundesrepublik Deutschland für die 
linlerhalt ung der Elbe in dem genannten Abschnitt zuständig 
(nämlich die Wasser- und Schiffahrtsdirektion Hamburg, die 
dem Bundesminister lür Verkehr untersteht). 

Gleichwohl 'iahen Boote der SBZ-Sicherungsorgane seit 15 
Jahren die ElLe zwischen Lauenburg und Schnackenburg befah- 
ren. Diese Boote dürfen jedoch keine Hoheitsbefugnisse gegen- 
über Schüfen aus dem Bundesgebiet ausüben. 

Das SED-Regime behauptet seit einiger Zeit zu Unrecht, die 
Elbe bilde als internationales Gewässer die Grenze zwischen 
den „beiden deutschen Staaten". Die „Staatsgrenze" verlaufe 
etwa in der Flußmitte. Es ist nicht auszuschließen, daß hierin 
der Grund lür die in letzter Zeit von sowjetzonaler Seite vom 
Zaun gebrochenen Zwischenfälle liegt. Derartige Provokationen 
Sowjet zonaler Sicher ungsorgane kann die Bundesregierung 
selbstverständlich nicht von vornherein ausschließen. Die Bun- 
desregierung hat jedoch - - auch im Interesse der Beamten, die 
auf der Eibe Dienst tun - - im Benehmen mit den zuständigen 
britischen Stellen Vorsorge getroffen, daß solchen Übergriffen 
in geeigniJer Weise* enlgegengetreten wird. 


II. 3. Abgeordneter Tn wessen Zuständigkeit fallen die unter Fra- 
Sänger gen M 1 und 11 2 dargestellten Sachverhalte 1 : 

Welii.e Behörden sind weisungsberechtigt und 
v. ehhc'u Behörden obliegt die Ausführung sol- 
cher Weisungen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Mende 
vom 31. August 1966 

Die Sicherung des Bundesgebietes an der Demarkationslinie 
auf der Elbe obliegt dem Zollgrenzdienst, der dem Bundes- 
minister der Finanzen untersteht. Im übrigen nimmt der BGS 
- — neben dem ZGD — die Sicherungsaufgaben an der Demar- 
kationslinie 1 wahr; er untersteht dem Bundesminister des Innern. 
Die Wasserschutzpolizei, die strompolizeiliche Funktionen im 
ganzen Eibabscimitt zwischen Lauenburg und Schnackenburg 
ausübt, untersteht dem Hamburger Senat. Die Unterhaltung des 
Flusses obliegt • wie bereits erwähnt der Wasser- und 
Schiffalii Lsdirektion Hamburg. 
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III. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

III. 1. Abgeordneter Welche Schritte unternimmt die Bundesregie- 

Dr. Mommer rung bei den Regierungen der 32 Staaten, 

deren Staatsangehörige in die Bundesrepu- 
blik ohne Visum einreisen können, obschon 

deutsche Staatsbürger zur Einreise in diese 
Länder ein Visum benötigen, um die Gegen- 
seitigkeit in der Befreiung vom Visumzwang 
zu erreichen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Carstens 
vom 18. August 1966 

Die Bundesregierung ist seit langem bemüht, bei den Regie- 
rungen der Staaten, deren Angehörige ohne Sichtvermerk in die 
Bundesrepublik Deutschland einreisen können, obwohl deutsche 
Staatsangehörige zur Einreise in diese Länder einen Sichtver- 
merk benötigen, die Gegenseitigkeit zu erreichen. Inzwischen 
hat Brasilien den Sichtvermerkszwang aufgehoben. Die Verhand- 
lungen mit den Regierung weiterer fünf Staaten, und zwar 
Ecuador, Indien, Iran, Kenia und Panama, sind so weit fortge- 
schritten, daß mit einer Sichtvermerksbefreiung bald zu rechnen 
ist. 

Die Bundesregierung bleibt bemüht, auch bei den übrigen 
Staaten die Aufhebung des Sichtvermerkszwanges zu erreichen. 

III. 2. Abgeordneter Welche Gebühren verlangen die in Frage III/ 1 
Dr. Mommer erwähnten Staaten für die Ausstellung des 

Visums für deutsche Besucher? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Carstens 
vom 18. August 1966 

Folgende Staaten, mit denen zur Zeit Verhandlungen schwe- 
ben, erheben Sichtvermerksgebühren: 

Birma: 10 DM, Kamerun: 8,20 DM, Laos: 6 DM, Liberia: 8 DM, 
Madagaskar: 8,50 DM, Rwanda: 8 DM, Äthiopien: 13 DM, 
Burundi: 15 DM, Ghana: 13,50 DM, Israel: 14 DM, Libyen: 
11,25 DM, Nepal: 11,50 DM, Nigeria: 12,80 DM, Sambia: 12,95 DM, 
Somalia: 15 DM, Tansania: 12,90 DM, Guinea: 20 DM, Indonesien: 
25,50 DM. 

Keine Gebühren erheben: 

Afghanistan, Australien, Neuseeland, Philippinen, Südafrika, 
Thailand, Venezuela, USA. 

III. 3. Abgeordneter Bei welchen der in Frage III/2 erwähnten 

Dr. Mommer Staaten, die von unseren Staatsangehörigen 

zur Einreise einen Paß ohne Sichtvermerk 
verlangen, hat die Bundesregierung den Ver- 
such gemacht, die Anerkennung des Personal- 
ausweises als Einreisedokument zu erreichen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Carstens 
vom 18. August 1966 

Die Anerkennung des Personalausweises als Einreisedokument 
ist mit folgenden Staaten vereinbart worden: 

Andorra, Belgien, Dänemark, Finnland, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Irland, Italien, Liechtenstein, Luxemburg, Mo- 
naco, Niederlande, Norwegen, Österreich, Portugal, Schweden, 
Schweiz, Spanien und die Türkei. 


3 
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III. 4. Abgeordneter Wie hoch sind die Steuerforderungen, die 
Kahn-Ackermann durch voreilige und unüberlegte Notifikatio- 
nen der Behörden im Gastland über den ver- 
änderten Status von Goethe-Instituten durch 
die diplomatischen Vertretungen der Bundes- 
republik Deutschland gegenüber diesen Insti- 
tuten entstanden sind? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Lahr 
vom 30. August 1966 

über die Höhe der Steuerforderungen, die durch die Verände- 
rung des Status der Kulturinstitute, die ursprünglich als bundes- 
eigene Institute gegründet wurden und erst später in die Ver- 
waltung des Goethe-Instituts überführt wurden, liegen bisher 
nur Zahlen für Schweden vor, wo ein Betrag von 318 000, — DM 
genannt worden ist. Die Notifikationen waren weder „voreilig" 
noch „unüberlegt", sondern eine notwendige Folge der auch vom 
Deutschen Bundestag unterstützten Konzeption, die Institute 
kulturpolitisch beweglicher und politisch weniger anfällig zu 
machen. 

Die Überführung der Kulturinstitute in die Verwaltung des 
Goethe-Instituts hat sich bewährt. Nach dem Abbruch der diplo- 
matischen Beziehungen durch die arabischen Länder konnten die 
Kulturinstitute ihre Arbeit ungestört und mit großem Erfolg als 
von der Auslandsvertretung unabhängige Institutionen weiter- 
führen, während die diplomatischen Vertretungen geschlossen 
werden mußten. 

Die Arbeit der Kulturinstitute hat durch die Statusfrage bisher 
keine Einschränkung erfahren. Um sie auch weiterhin zu gewähr- 
leisten, werden Verhandlungen mit dem Ziele geführt werden, 
die Frage des Status der Zweigstellen des Goethe-Instituts und 
der damit verbundenen rechtlichen und finanziellen Konsequen- 
zen befriedigend zu lösen. In mehreren Ländern zeigen sich 
bereits brauchbare Vereinbarungen ab. 

III. 5. Abgeordneter Ist bei der Planung und Einrichtung des 
Kahn- Ackermann Goethe-Instituts in Paris ein Fachgremium 
zugezogen oder gehört worden, oder trägt 
das Auswärtige Amt oder die Bundesbau- 
direktion die alleinige Verantwortung für die 
zahlreichen baulichen Mängel und die für die 
Zweckbestimmung eines Kulturinstituts in der 
französischen Hauptstadt räumlich und sach- 
lich verfehlte Gestaltung? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Lahr 
vom 30. August 1966 

Für den Neubau des Goethe-Instituts in Paris ist seinerzeit ein 
Fachgremium gebildet worden, das als Preisgericht bei dem unter 
namhaften Architekten veranstalteten Wettbewerb tätig wurde. 
Ihm gehörten an: 

1. Stellvertretender Staatssekretär Knappstein, 

Auswärtiges Amt 

2. Ministerialdirektor Dr. Sattler, 

Auswärtiges Amt 

3. Architekt, Regierungsbaumeister a. D. Wichtendahl, Augsburg 
(damals Präsident des Bundes Deutscher Architekten) 
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4. Professor J. Krahn, 

Frankfurt 

5. Ministerialdirektor Rossig, 

Schatzministerium 

6. Leitender Regierungsbaudirektor Mertz, 

Bundesbaudirektion. 

Dieses Preisgericht hat am 18. Juli 1960 den Entwurf des 
1. Preisträgers, Architekt Rainer Schell, zur Ausführung empfoh- 
len. Unter Zugrundelegung des vorgelegten preisgekrönten Ent- 
wurfes und unter Einschaltung eines französischen Kontaktarchi- 
tekten hat die Bundesbaudirektion den Entwurf in die Form 
einer Haushaltsvorlage gebracht. Diese Haushaltsvorlage wurde 
vom Bundesschatzministerium nach Zustimmung des Auswärtigen 
Amtes baufachlich genehmigt und am 11. Februar 1960 vom 
Haushaltsausschuß des Bundestages ausdrücklich gebilligt. 

Die räumliche und sachliche Gestaltung des Kulturinstituts 
wird vom Auswärtigen Amt und dem Goethe-Institut als gelun- 
gen angesehen. Dies wurde auch von maßgebender französischer 
Seite, wie z. B. von dem Leiter der französischen Delegation der 
deutsch-französischen Kulturkommission, Botschafter a. D. Fran- 
cois Poncet, ausdrücklich anerkannt. 

Die beim Betrieb eines solchen Instituts naturgemäß auftre- 
tenden Ergänzungswünsche lassen sich ohne Eingriff in die 
anerkannte architektonische Gesamtkonzeption des Neubaus im 
Rahmen noch zur Verfügung stehender Mittel erfüllen. Die Ver- 
handlungen hierüber sind im Gange. 


III. 6. Abgeordneter Wieso müssen trotz zahlreicher, im Rahmen 
Kahn-Ackermann der Abmachungen über die kulturelle Zusam- 
menarbeit im deutsch-französischen Freund- 
schaftsvertrag stattgefunden habender Konsul- 
tationen immer noch ungerechtfertigt hohe 
Einfuhrzölle für die aus der Bundesrepublik 
stammenden Einrichtungen deutscher Goethe- 
Institute in Frankreich bezahlt werden? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Lahr 
vom 30. August 1966 

Da die Deutschen Kulturinstitute in Frankreich nicht Teil der 
Auslandsvertretungen sind, unterliegen sie wie alle privatrecht- 
lichen Institutionen in Frankreich den französischen Steuer- und 
Zollbestimmungen. Seit Anfang des Jahres sind Verhandlungen 
mit den französischen Stellen im Gange, um eine Zoll- und 
Steuerbefreiung der deutschen kulturellen Einrichtungen in 
Frankreich und der französischen kulturellen Einrichtungen in 
der Bundesrepublik Deutschland zu erreichen. 


III. 7. Abgeordneter Stimmt es, daß Herr Mumm von Schwarzen- 
Zebisch stein, Leiter der deutschen Handelsvertretung 

in Warschau, bereits seit neun Monaten in 
den Ruhestand getreten ist? 


III. 8. Abgeordneter Warum wurde vom Auswärtigen Amt in Bonn 

Zebisch ein Nachfolger für den in Ruhestand getrete- 

nen Leiter der deutschen Handelsvertretung 
in Warschau noch nicht ernannt? 
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III. 9. Abgeordneter Welche Schritte gedenkt das Auswärtige Amt 
Zebisch zu tun, um den Posten des Leiters der deut- 

schen Handelsvertretung in Warschau neu zu 
besetzen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Schröder 
vom 26. August 1966 

Botschafter Mumm von Schwarzenstein ist mit dem 31. Januar 
1966 nach Erreichen der Altersgrenze in den Ruhestand getreten. 

Sein Nachfolger ist ernannt und der polnischen Regierung 
nominiert worden. 


III. 10. Abgeordneter Trifft es zu, daß nach den amerikanischen Ge- 
Spitzmüller setzen jeder deutsche Staatsbürger, der sich 

längere Zeit in den USA aufhält bzw. dort 
arbeitet, damit rechnen muß, zum Dienst in den 
amerikanischen Streitkräften einberufen zu 
werden? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Schröder 
vom 2. September 1966 

Vor ihrer Einbürgerung in den Vereinigten Staaten sind wehr- 
pflichtig 

a) Einwanderer mit entsprechendem Sichtvermerk; die Wehr- 
pflicht entfällt, wenn sie die Absicht der Einwanderung er- 
kennbar aufgeben; 

b) andere Ausländer, wenn sie länger als ein Jahr in den USA 
sind und keinen Freistellungsantrag stellen. Diesem wird 
stets entsprochen, mit der Folge, daß später Einwanderung 
und Erwerb der US-Staatsangehörigkeit ausgeschlossen sind. 

Im übrigen sind bestimmte Personengruppen, die mit beson- 
deren Sichtvermerken zu vorübergehendem Aufenthalt einge- 
reist sind (Studenten, Praktikanten u. a.) , vom Wehrdienst frei- 
gestellt. 

III. 11. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die deutsche 
Spitzmüller Öffentlichkeit über den ihr in Frage III/10 dar- 

gelegten weitgehend unbekannten Tatbestand 
voll zu informieren, damit deutsche Staats- 
bürger nicht durch Unkenntnis der bestehen- 
den amerikanischen Bestimmungen und deren 
Handhabung zu Wehrdienstleistungen in den 
USA herangezogen werden? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Schröder 
vom 2. September 1966 

Deutsche Staatsangehörige werden bei der Ausreise in die 
Vereinigten Staaten sowohl von den deutschen Auswanderungs- 
beratungsstellen als auch von den amerikanischen Sichtver- 
merksbehörden über die wehrrechtlichen Bedingungen in den 
USA unterrichtet. Auch unsere Auslandsvertretungen stehen für 
Auskünfte zur Verfügung; sie verteilen auch Merkblätter. Es 
sind also hinreichende Vorkehrungen getroffen, daß deutsche 
Staatsangehörige nicht infolge Unkenntnis der amerikanischen 
Wehrgesetze zum Dienst in den US-Streitkräften herangezogen 
werden. 
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III. 12. Abgeordneter Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung 
Spitzmüller zu unternehmen, um sicherzustellen, daß deut- 

sche Staatsbürger, die wegen der in der Fra- 
ge 111/ 1 0 angegebenen amerikanischen Bestim- 
mungen zur Zeit ihre Wehrpflicht in den US- 
Streitkräften ableisten, nicht in kriegerischen 
Auseinandersetzungen, wie z. B. im Vietnam- 
Konflikt, eingesetzt werden, um der östlichen 
Propaganda keinen Vorwand für Verleum- 
dungskampagnen gegen die Bundesrepublik 
zu liefern? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Schröder 
vom 2. September 1966 

Die Bundesregierung hat rechtlich keine Handhabe, deutsche 
Staatsangehörige daran zu hindern, vor ihrer Einbürgerung in 
den USA auf Grund eigener freiwilliger Entscheidung einer Ein- 
berufung zu den Streitkräften zu folgen und demgemäß auch 
außerhalb der USA eingesetzt werden. Sie wird fortfahren, sich 
in begründeten Einzelfällen bei den amerikanischen Behörden 
unter Hinweis auf die von Ihnen erwähnten politischen Erwä- 
gungen dafür zu verwenden, daß junge Deutsche nicht in Viet- 
nam eingesetzt werden. 


IV. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

IV. 1. Abgeordnete Nachdem wiederholt in letzter Zeit auf die 1 

Frau Dr. Diemer- Konzentration der Presse und die damit ver- 
Nicolaus bundene Gefahr für die Presse- und Infor- 

mationsfreiheit hingewiesen wurde und das 
Bundesverfassungsgericht in dem Spiegel-Ur- 
teil ausführt, es ließe sich auch an eine Pflicht 
des Staates denken, Gefahren abzuwehren, die 
einem freien Pressewesen aus der Bildung von 
Meinungsmonopolen erwachsen könnten, frage 
ich die Bundesregierung, ob und welche Maß- 
nahmen sie beabsichtigt, um Zeilungsmono- 
pole zu verhindern bzw. zu beseitigen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Lücke 
vom 8. September 1966 

Eine Entscheidung darüber, ob Schritte eingeleitet werden 
müssen, um Zeitungsmonopole in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu verhindern oder zu beseitigen, kann die Bundesregie- 
rung erst dann treffen, wenn ihr ausreichende zuverlässige An- 
gaben über die Konzentrationsbildung im Bereich der Presse 
vorliegen. Nur nach solchen Unterlagen wird sich beurteilen 
lassen, ob die Konzentrationsbewegung so weit fortgeschritten 
ist, daß sie die Pressefreiheit gefährden könnte und Gegen- 
maßnahmen getroffen werden müßten. Das ist, wie sich aus 
Pressemeldungen ergibt, auch die Meinung der Bundestags- 
abgeordneten Geißler, Moersch und Sänger, die sich vor kurzem 
zu diesem Gegenstand geäußert haben. 

Zuverlässige Feststellungen, die sich für eine etwaige Geset- 
zesinitiative verwerten ließen, liegen bisher nicht vor. Es ist aber 
zu erwarten, daß sie durch zwei jetzt laufende, wahrscheinlich 
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bis Ende des Jahres abgeschlossene Untersuchungen mindestens 
zum Teil erbracht werden, nämlich einmal durch die Erkenntnisse 
der Kommission zur Untersuchung der Wettbewerbsgleichheit 
zwischen Presse, Funk, Fernsehen und Film, zum anderen durch 
die vom Deutschen Presserat veranstaltete Bestandsaufnahme. 

Wenn ferner, wie es nach Pressemeldungen beabsichtigt ist, 
der Bundestagsausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und 
Publizistik demnächst in öffentlicher Sitzung eine Reihe Sach- 
verständiger über Konzentrationserscheinungen in der deut- 
schen Presse hören wird, so darf man damit rechnen, daß sich 
auch auf diesem Wege wichtige Erkenntnisse werden gewinnen 
lassen, die als Grundlage einer etwa erforderlich werdenden 
Gesetzgebung dienen können. 

Inzwischen wird vom Bundesminister des Innern geprüft, 
welche rechtlichen Möglichkeiten nach der gegenwärtigen Ge- 
setzeslage bestehen. Außerdem prüft die Bundesregierung, welche 
Erfahrungen man in Großbritannien bei der Anwendung des 
1965 erlassenen Monopolies and Merger Act gemacht hat. 


IV. 2. Abgeordnete 

Kühn 

(Hildesheim) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der 
Spio ein Filmtitel zur Verfilmung des Lebens 
des Knabenmörders Bartsch eingetragen wur- 
de? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Lücke 
vom 8. September 1966 

Die Frage ist mit „ja“ zu beantworten. 


IV. 3. Abgeordneter 
Kühn 

(Hildesheim) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, der in Frage 1V/2 genannten zumindest 
geschmacklosen aber sicher auch in der Wir- 
kung auf die Öffentlichkeit nicht ungefähr- 
lichen Absicht entgegenzuwirken? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Lücke 
vom 8. September 1966 

Die Eintragung in das Titelregister dient nur der Prioritäts- 
sicherung. Nach den bisherigen Erfahrungen wird nur ein ge- 
ringer Teil der ins Titelregister eingetragenen Titel tatsächlich 
verfilmt. Sollte das Projekt dennoch verwirklicht werden, so 
unterliegt der fertige Film der Prüfung durch die Freiwillige 
Selbstkontrolle der Filmwirtschaft (FSK), in deren Ausschüssen 
auch die öffentliche Hand vertreten ist. Die Bundesregierung 
hofft, daß die FSK einen solchen Film, falls er zustande kommen 
und den von Ihnen befürchteten, in der Wirkung auf die Öffent- 
lichkeit nicht ungefährlichen Inhalt haben sollte, nicht freige- 
ben wird. Die Bundesregierung wird die Angelegenheit im 
Auge behalten. 


IV. 4. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, auch durch 
Dr. Klepsch eine Änderung der einschlägigen Rahmenge- 

setze, insbesondere des BRRG und des DRiG, 
die Voraussetzungen für die Verwirklichung 
der übrigen Empfehlungen des Wissenschafts- 
rates durch die Länder zu schaffen? 
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Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Ernst 
vom 5. September 1966 

Die zur Verwirklichung der „Empfehlungen des Wissenschafts- 
rates zur Neugliederung des Lehrkörpers an den wissenschaft- 
lichen Hochschulen" erforderlichen Änderungen der Beamten- 
gesetze der Länder setzen eine Änderung des Beamtenrechts- 
rahmengesetzes voraus. Sie wird z. Z. in meinem Hause vorbe- 
reitet. Ich habe die Länder gebeten, mir ihre Auffassung zu den 
Vorschlägen des Wissenschaftsrates mitzuteilen, damit die No- 
vellierung des Beamtenrechtsrahmengesetzes in möglichst weit- 
gehender Übereinstimmung mit ihnen erfolgen kann. Sobald 
diese Stellungnahmen vorliegen, wird der entsprechende Ge- 
setzentwurf fertiggestellt und den gesetzgebenden Körperschaf- 
ten zugeleitet werden. 

Auf den in seiner 54. Sitzung am 1. Juli 1966 gefaßten Beschluß 
des Deutschen Bundestages, mit dem die Bundesregierung beauf- 
tragt worden ist, bis zum 31. Januar 1967 ein Gesetz zur Ände- 
rung der §§ 105 bis 114 des Beamtenrechtsrahmengesetzes vor- 
zulegen, nehme ich Bezug. 


V. Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


V. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in einer ange- 
Meister messenen Frist Vorschläge für eine Reform 

des Genossenschaftsrechts, das etwa 90 Jahre 
alt ist, zu erarbeiten? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Jaeger 
vom 16. August 1966 

Eine Reform des Genossenschaftsrechts wird seit längerer Zeit 
erwogen. Bereits Ende Februar 1962 hat das Bundesjustizministe- 
rium den daran interessierten Kreisen einen ersten Referenten- 
entwurf eines neuen Genossenschaftsgesetzes nebst Erläute- 
rungen vorgelegt. Der Entwurf wurde auch den Fraktionen des 
Deutschen Bundestages und — auf Wunsch — jedem daran in- 
teressierten Abgeordneten zur Verfügung gestellt. 

Der Entwurf geht davon aus, daß sich das aus dem Jahre 1889 
stammende Genossenschaftsgesetz in seinen Grundlagen bis 
heute an sich durchaus bewährt habe. Es habe sich aber eine 
Änderung und Ergänzung dieses Gesetzes in so vielen Punkten 
als notwendig erwiesen, daß eine vollständige Neufassung einer 
Novelle vorzuziehen sei. Der Entwurf hat keinen ungeteilten 
Beifall gefunden. In erster Linie haben die genossenschaftlichen 
Spitzenverbände die Notwendigkeit eines neuen Genossen- 
schaftsgesetzes zunächst bezweifelt und zu wesentlichen Vor- 
schriften des Entwurfs eine abweichende Auffassung vertreten 
(vgl. die vom Deutschen Genossenschaftsverband [Schulze-De- 
litzsch] e. V. in Bonn herausgegebene Schrift „Stellungnahme 
zu dem vom Bundesjustizministerium vorgelegten Referenten- 
entwurf eines Genossenschaftsgesetzes"). 

Neuerdings dürften auch die Spitzenverbände eine Moderni- 
sierung des geltenden Genossenschaftsrechts für geboten halten. 
In welchen Punkten sie in Betracht kommt, wird z. Z. im Einver- 
nehmen mit den Spitzenverbänden von den an einigen Univer- 
sitäten bestehenden Genossenschaftsinstituten untersucht. So- 
bald das Ergebnis dem Bundesjustizministerium vorliegt, wird 
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erneut geprüft werden, welche Vorschläge für eine Gesetzes- 
änderung auf dem Gebiet des Genossenschaftsrechts den gesetz- 
gebenden Körperschaften gemacht werden können. Es ist anzu- 
nehmen, daß diese weiteren Erörterungen etwa im April 1967 
abgeschlossen werden können. 


V. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit mir der Auffas- 
Meister sung, daß die Mitglieder von Genossenschaf- 

ten an der wirtschaftlichen Entwicklung dieser 
„Unternehmensform'' beteiligt werden sollten? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Jaeger 
vom 16. August 1966 

Die Mitglieder einer Genossenschaft sind mit ihren Geschäfts- 
anteilen an der Genossenschaft rechtlich und wirtschaftlich betei- 
ligt. Nach § 19 des Genossenschaftsgesetzes kann der Bilanzge- 
winn auf die Geschäftsguthaben der Mitglieder verteilt werden. 
Eine solche Verteilung findet in der Regel bei genossenschaft- 
lichen Kreditinstituten und bei Wohnungsbaugenossenschaften 
statt. Bei anderen Genossenschaften wird den Mitgliedern aus 
dem Jahresüberschuß nach dem Maß ihrer Benutzung der Einrich- 
tungen der Genossenschaft im einzelnen Geschäftsjahr eine 
Rückvergütung gewährt. Die Höhe der Rückvergütung wird von 
den dazu berufenen Organen der Genossenschaft festgesetzt. 
Rückvergütungen erhalten z. B. die Mitglieder von Warengenos- 
senschaften im gewerblichen und im ländlichen Bereich sowie von 
Konsumgenossenschaften. 

Uber eine darüber hinausgehende Beteiligung der Mitglieder 
an der „wirtschaftlichen Entwicklung" ihrer Genossenschaft sind 
die Auffassungen in den verschiedenen Sparten der Genossen- 
schaften geteilt. Es ist damit zu rechnen, daß sich auch zu dieser 
Frage die Genossenschaftsinstitute äußern werden. Der Vor- 
schlag des ersten Referentenentwurfs eines neuen Genossen- 
schaftsgesetzes, daß die Satzung den ausscheidenden Mitglie- 
dern einen Anteil an den „freien Rücklagen" gewähren könne, 
ist auf starke Kritik gestoßen (siehe Seite 21 der vorerwähnten 
„Stellungnahme“ zu § 41 Abs. 1 Satz 2 des Referentenentwurfs). 
Angesichts dieser Kritik möchte sich die Bundesregierung zu 
dieser Frage erst äußern, wenn die Stellungnahme der Genossen- 
schaftsinstitute vorliegt. 


V. 3. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung in der Einrichtung 
Feilermaier von Verkehrs-Schnellgerichten an Bundesauto- 

bahnen während der Hauptreisezeit, wie im 
Autobahnabschnitt Ulm— Augsburg geschehen, 
ein wirksames Mittel zur Verbesserung der 
Verkehrsmoral? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Jaeger 
vom 8. September 1966 

Nach den Vorschriften der Strafprozeßordnung und des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes unterliegt ein sonst zuständiges Ge- 
richt in der Wahl seiner Gerichtsstelle, d. h. seines Tagungsortes, 
innerhalb seines Bezirks grundsätzlich keinen Beschränkungen. 
Zwar ist Tagungsort gewöhnlich das Gerichtsgebäude, doch kön- 
nen selbst Hauptverhandlungen aus Zweckmäßigkeitserwägun- 
gen auch an anderen Stellen durchgeführt werden. Die Entschei- 
dung hierüber unterliegt als ein Akt der Rechtsprechung dem 
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Ermessen des erkennenden Gerichts, das durch die Justizver- 
waltung nicht nachgeprüft werden kann. Die Bundesregierung 
kann auf die Bestimmung der Gerichtsstelle in Fällen der von 
Ihnen angesprochenen Art umso weniger Einfluß nehmen, als 
die infrage kommenden Gerichte Landesgerichte sind. 

Abgesehen davon ist aber nach den mir vorliegenden Infor- 
mationen das Amtsgericht Augsburg am 5. und 13. August d. J. 
an der Autobahnausfahrt Augsburg West auch nicht als soge- 
nanntes „ Schnellgericht " bei der Durchführung eines beschleu- 
nigten Verfahrens nach den §§ 212 ff StPO tätig geworden. Es 
hat lediglich am 5. August 1966 unter Abkürzung des Geschäfts- 
weges zwischen Polizei und Gericht im schriftlichen summari- 
schen Verfahren gegen 13 Kraftfahrer an Ort und Stelle amts- 
richterliche Strafverfügungen nach § 413 StPO erlassen. Ver- 
kehrstechnische Schwierigkeiten, wie Sie sie offenbar bei einer 
solchen Aktion an der Autobahn während der Hauptreisezeit 
befürchten, sollen dabei infolge der organisatorischen Maßnah- 
men der Polizei nicht aufgetreten sein. 

Im übrigen ist bekannt, daß die erzieherische Wirkung einer 
Strafe am größten ist, wenn sie der Tat auf dem Fuße folgt. Das 
Bewußtsein, Unredit begangen zu haben, Einsicht, Reue und 
Besserungswillen lassen erfahrungsgemäß mit zunehmendem Ab- 
stand von der Tat nach. Seit langem wird deshalb von maßgeb- 
lichen Stellen eine größtmögliche Beschleunigung des Verfahrens, 
namentlich bei den einfach gelagerten und massenhaft vorkom- 
menden Verkehrsverstößen zur Hebung der Verkehrssicherheit 
und der Verkehrsmoral gefordert. Die Bundesregierung ist der 
Ansicht, daß diese Forderung bei Ausnutzung und Beachtung der 
nach geltendem Recht gegebenen Möglichkeiten, insbesondere 
der §§ 212 ff StPO, in geeigneten Fällen und bei entsprechender 
Organisation erfüllt werden kann. Auf ähnliche Bestrebungen 
des benachbarten Auslands, von denen erst kürzlich z. B. aus 
Frankreich berichtet wurde, darf ich verweisen. 


VI. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


VI. 1. Abgeordneter Welche Steuerausfälle sind in den letzten Jah- 
Seuffert ren durch die Anwendung des § 51 Abs. 1 

Ziff. 2 Buchstabe t EStG und § 82 c EStDV 
(Begünstigung der Vollblutzucht) entstanden? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Dahlgrün 
vom 22. August 1966 

Die jährlichen Steuerausfälle auf Grund der Vergünstigung 
des § 51 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe t EStG in Verbindung mit § 82 c 
EStDV liegen unter 1 Million DM (Schätzung). 


VI. 2. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, angesichts 
Seuffert der angespannten Haushaltslage endlich die 

Beseitigung dieser in Frage VI/ 1 genannten 
unhaltbaren Vorschriften, aufgrund deren die 
Ermäßigungen für Vollblutpferde die Ermäßi- 
gung für Kinder weit überschreiten, vorzu- 
schlagen? 
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Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Dahlgrün 
vom 22. August 1966 

Das Bundesfinanzministerium ist der Auffassung, daß die Ver- 
günstigung wieder beseitigt werden sollte. Wegen der Einzel- 
heiten darf ich auf die Antwort verweisen, die Herr Staatsse- 
kretär Grund in der Fragestunde des Deutschen Bundestages 
am 15. Juni 1966 (vgl. Protokoll der 46. Sitzung des Deutschen 
Bundestages vom 15. Juni 1966 S. 2233) auf die mündliche Frage 
des Fferrn Kollegen Folger gegeben hat. 


VI. 3. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß seit dem 
Gscheidle Inkrafttreten des Haushaltssicherungsgesetzes 

— entgegen der amtlichen Begründung — nicht 
nur der Steuersatz für Branntwein zu Trink- 
zwecken, sondern auch der Tarif für unver- 
gällten Branntwein zur Herstellung von Heil- 
und Arzneimittel ab 1. April 1966 erhöht 
worden ist? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Dahlgrün 
vom 29. August 1966 

Die Branntweinsteuer für unvergällten Branntwein, der an 
Arzte, Apotheker und Krankenhäuser lür ärztliche, chirurgische 1 
und pharmazeutische Zwecke abgegeben wird, ist durch das 
Haushaltssicherungsgesetz (Artikel 21 § 1 Nr. 2) nicht erhöht 
worden. Der auf dem Gesetz des Wirtschaftsrats vom 21. Okto- 
ber 1948 (WiGBl. S. 103) beruhende Wortlaut ist unverändert in 
das Haushaltssicherungsgesetz übernommen worden. Dabei hal 
sich weder hinsichtlich der Höhe des Steuersatzes noch des Be- 
zieherkreises etwas geändert; es ist also kein neues, von der 
früheren Rechtslage abweichendes Recht geschaffen worden. 
Daraus erklärt es sich, daß der Heiimittelbranntwmin in der 
Begründung zum Ffaushaltssicherungsgesetz nicht erwähnt wor- 
den ist. 

Die Belieferung der Heilmittelfabriken mit steuerbegünstigtem 
Branntwein beruhte allein auf der Praxis der früheren Länder- 
monopolverwaitungen und einem Erlaß der Verwaltung für Fi- 
nanzen des Vereinigten Wirtschaftsgebietes vom 5. November 
1948, durch den die Steuerbegünstigung für Ärzte, Apotheker 
und Krankenhäuser auch aul Heilmittelfabriken ausgedehnt 
worden war. Diese Ausdehnung des im Gesetz eindeutig abge- 
grenzten Bezieherkreises hat der Bundesfinanzhof in einem 
Gutachten vom 14. Januar 1954 (BStBl. III S. 97) und in einem 
Urteil vom 19. Dezember 1957 (BStBl. 1958 III S. 59) ausdrücklich 
für rechtswidrig erklärt und der Bundesrechnungshof hat sie 
beanstandet. Mit Rücksicht darauf konnte die bisherige gegen 
das Gesetz verstoßende Verwaltungspraxis nicht länger fortge- 
setzt und die Abgabe steuerbegünstigten Branntweins an Heil- 
mittelfabriken mußte eingestellt werden. 


VI. 4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Gscheidle die Hersteller von Heil- und Arzneimittel den 

gleichen Steuersatz für unvergällten Brannt- 
wein zu entrichten haben wie die Flersteller 
von Trinkbranntwein? 
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Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Dahlgrün 
vom 29. August 1966 

In der Vergangenheit hatte der Gesetzgeber in mehreren Zeit- 
abschnitten den Branntwein zur Herstellung von Heilmitteln 
steuerlich begünstigt. Die Steuerbegünstigung mußte jedoch stets 
wieder beseitigt werden, weil es sich als unmöglich erwies, die 
ordnungsgemäße Verwendung des unvergällten Branntweins zu 
überwachen. Es gibt auch heute noch kein Verfahren, mit dem 
sichergestellt werden könnte, daß unvergällter Heilmittelbrannt- 
wein nicht zu anderen Zwecken verwendet wird. Bei dem Preis- 
unterschied zwischen vollversteuertem Branntwein (1485, — DM/ 
hl W) und steuerbegünstigtem Branntwein (1070, — ■ DM/hl W) 
würde ein erheblicher Anreiz zur mißbräuchlichen Verwendung 
bestehen. Schließlich darf nicht übersehen werden, daß im Jahre 
1965 etwa zwei Drittel (rd. 20 000 hl W) des an Heilmittelher- 
steller steuerbegünstigt abgegebenen Branntweins auf sogenann- 
te „Stärkungsmittel" entfielen. Diese auf der Grundlage von 
Kräutern (z. B. der Melisse) und von Südweinen hergestellten 
Erzeugnissen werden zwar als Heilmittel angepriesen, bewegen 
sich aber im Grenzbereich zu den Spirituosen. 


VII. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

VII. 1 . Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, in den 
Springorum Haushaltsplan 1967 Mittel für die Gewährung 

von Darlehen für die Aufsuchung oder Aus- 
beutung von außerhalb des Bundesgebietes 
liegenden Erdöl- oder Erdgaslagerstätten (Ti- 
tel 968 des Einzelplans 09 des Bundeshaus- 
haltsplans 1966) in der bisherigen Höhe ein- 
zusetzen? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Langer 
vom 6. September 1966 

Der Ansatz im Rechnungsjahr 1966 beträgt 120 Millionen DM. 

Nach derzeitigem Stand beabsichtigt die Bundesregierung, für 
1967 bei Tit. 09 02-968 b 105 Millionen DM für Erdöldarlehen 
anzusetzen. Dieser Betrag entspricht etwa dem Bedarf für die 
Erfüllung eingegangener Verpflichtungen und für die Fortfüh- 
rung anfinanzierter Vorhaben. 

Wegen einer endgültigen Beschlußfassung über diesen Ansatz 
muß die Verabschiedung des Regierungsentwurfs zum Haushalts- 
plan 1967 durch das Kabinett abgewartet werden. 


VII. 2. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht der 
Springorum EWG-Kommission und des Energieausschus- 

ses des Europäischen Parlaments, nach der 
eine leistungsfähige europäische Erdölindu- 
strie als Träger einer sicheren Energiever- 
sorgung erhalten werden soll? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Langer 
vom 6. September 1966 

Die Bundesregierung ist mit der Kommission der EWG und 
dem Energieausschuß des Europäischen Parlaments der Auffas- 
sung, daß leistungsfähige europäische Erdölgesellschaften er- 
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halten werden sollen. Dieser Zielsetzung wird auch im Rahmen 
der gemeinsamen europäischen Energiepolitik Rechnung zu tra- 
gen sein. 

Die einheimischen Erdölgesellschaften haben in der Vergan- 
genheit neben den integrierten internationalen Konzernen einen 
wichtigen Beitrag zur Versorgungssicherheit geleistet. Sie waren 
darüber hinaus ein wesentliches Element in dem für den Ver- 
braucher notwendigen Wettbewerb auf dem Mineralölmarkt. 
Beiden Aufgaben kommt für die Zukunft angesichts der wachsen- 
den Einfuhrabhängigkeit der westeuropäischen Länder und dem 
steigenden Anteil des Mineralöls an der Energieversorgung zu- 
nehmende Bedeutung zu. 


VII. 3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, das Verzeich- 

Hirsch nis der Gewerbe, die als Handwerk betrieben 

werden können, gemäß Anlage A zur Hand- 
werksordnung (BGBl. 1965 I S. 1267 ff.) dahin 
gehend zu ergänzen, daß darin auch die in 
Süddeutschland, insbesondere in Bayern, üb- 
lichen Berufsbezeichnungen mit aufgeführt 
werden, wie zum Beispiel I Nummer 17: 
Schornsteinfeger = Kaminkehrer, II Nummer 
31: Klempner = Flaschner, III Nummer 52: 
Tischler = Schreiner, III Nummer 62: Bött- 
cher = Schäffler, IV Nummer 85: Fleischer = 
Metzger? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Schmücker 
vom 2. September 1966 

Durch das Gesetz zur Änderung der Handwerksordnung vom 
9. September 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1254) sind bei der Neu- 
fassung der Anlage A zur Handwerksordnung die mundartlichen 
Gewerbebezeichnungen in diesem Verzeichnis gestrichen worden. 
Der für das Gesetz federführende Ausschuß für Mittelstands- 
fragen des 4. Deutschen Bundestages hat in seinem Schriftlichen 
Bericht (zu Drucksache IV/3461, I 8) zur Erläuterung dieser 
Änderung darauf hingewiesen, er halte es „für unmöglich, in der 
Bundesrepublik für ein und denselben Beruf und die damit be- 
gründete Tätigkeit mehrere Bezeichnungen zu haben und diese 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft anzubieten ". Eine 
Korrektur dieser Maßnahme des Gesetzgebers durch eine Rechts- 
verordnung des Bundesministers für Wirtschaft nach § 1 Abs. 3 
der Handwerksordnung ist aus rechtlichen Gründen ausgeschlos- 
sen. Nach der Ermächtigungsvorschrift des § 1 Abs. 3 der Hand- 
werksordnung wäre hierfür Voraussetzung, daß die technische 
und wirtschaftliche Entwicklung seit Inkrafttreten des Änderungs- 
gesetzes von 1965 eine Änderung der Anlage A, hier also die 
Wiedereinführung mundartlicher Gewerbebezeichnungen, erfor- 
derlich werden läßt. Dies ist offensichtlich nicht der Fall. 

Abgesehen von rechtlichen Erwägungen hält die Bundesregie- 
rung jedoch aus den vom Ausschuß für Mittelstandsfragen ge- 
nannten Gründen die Aufnahme mundartlicher Bezeichnungen 
in die Anlage A nicht für notwendig. Durch die Festlegung be- 
stimmter Gewerbebezeichnungen in der Anlage A bleibt es jedem 
Handwerker unbenommen, im Geschäftsleben eine andere seiner 
handwerklichen Tätigkeit entsprechende Berufsbezeichnung zu 
führen. So kann sich z. B. jeder Schornsteinfeger auch weiterhin 
Kaminkehrer, jeder Tischler Schreiner nennen, ohne daß ihm 
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durch die Handwerksordnung insoweit Beschränkungen aufer- 
legt werden. Nur im behördlichen Bereich, insbesondere bei 
zwischenstaatlichen Vereinbarungen, ist durch Verwendung der 
in der Anlage A zur Handwerksordnung gebrauchten Bezeich- 
nungen dem Willen des Gesetzgebers nach Einheitlichkeit Rech- 
nung zu tragen. Der dadurch bewirkte Verlust landsmannschaft- 
licher Eigenarten in diesem staatlichen Bereich sollte im Interesse 
der Einheitlichkeit des deutschen Handwerksrechts, besonders 
zur Erleichterung des Verkehrs mit anderen Staaten hingenom- 
men werden. 


VIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


VIII. 1. Abgeordneter Falls es zutrifft, daß die sogenannte Intensiv- 
Dr. Jungmann haltung von Nutztieren einer Tierquälerei 
gleichkommt, was kann oder muß nach An- 
sicht der Bundesregierung geschehen, um dem 
entgegenzu wirken? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Höcherl 
vom 26. August 1966 

Es trifft nicht zu, daß die sogenannte Intensivhaltung von Nutz- 
tieren einer Tierquälerei gleichkommt. In Gesprächen mit nam- 
haften Vertretern von Tierschutzverbänden sowie nach einer 
Besichtigung von Legehennenbeständen mit Abgeordneten des 
Bundestages aller drei Bundestagsfraktionen ist aus dem Gedan- 
ken des Schutzes dar Tiere die moderne Tierhaltung nicht abzu- 
lehnen, wenn den Tieren ausreichender Lebensraum, Tageslicht, 
eine genügende Belüftung sowie eine den physiologischen Ge- 
gebenheiten entsprechende Ernährung gewährt wird. Dieser 
Standpunkt wird durch das von mir erbetene nunmehr vorlie- 
gende Gutachten des Veterinärmedizinischen Fakultätentages zur 
Frage der Haltung von Mastkälbern in Boxen bestätigt. 

Ein ausreichender Rechtsschutz bei Verstößen gegen tierschutz- 
rechtliche Haltungs- und Pflegevorschriften ist in dem geltenden 
Tierschutzgesetz (TSG) gegeben. Inwieweit eine „Tierquälerei“ 
im Sinne des § 1 TSG (nach § 9 des Gesetzes mit einer Strafe bis 
zu zwei Jahren Gefängnis bedroht) vorliegt oder ein Ubertre- 
tungstatbestand nach § 2 Nr. 1 TSG, kann jedoch nur im Einzelfall 
entschieden werden. Um den Vollzugsbehörden, den Strafver- 
folgungsbehörden und den nach § 12 des TSG als Sachverständige 
in tierschutzrechtlichen Strafverfahren tätigen beamteten Tier- 
ärzten eine „Richtschnur“ in die Hand zu geben, wurde inzwischen 
das Gutachten des Deutschen Veterinärmedizinischen Fakultäten- 
tages, in dem Mindestnormen für diese Haltungsart angegeben 
sind, den zuständigen obersten Landesbehörden zur Unterrich- 
tung der Amtstierärzte, den Landesjustizverwaltungen sowie der 
tierärztlichen Fachpresse, den landwirtschaftlichen Berufsver- 
bänden und den Tierschutzvereinigungen zur Verfügung gestellt. 


VIII. 2. Abgeordneter 
Schmitt- 
Vockenhausen 


In welchem Umfang wird in der Bundesrepu- 
blik bei der Fütterung von Tieren Futter ver- 
wendet, das Antibiotikabeimischungen ent- 
hält? 
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Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Höcherl 
vom 13. September 1966 

Antibiotische Zusätze zum Mischfutter finden in der Bundes- 
republik nur bei der Aufzucht und Mast von Jungtieren Ver- 
wendung. Der Umfang der Anwendung von Antibiotika kann 
nur geschätzt werden. Etwa 80% der Mischfuttermittel für die 
Aufzucht von Ferkeln und den ersten Mastabschnitt von Jung- 
schweinen sowie für die Aufzucht und Mast von Schlachtkälbern 
dürften heute derartige Zusätze enthalten. Ferner sind Anti- 
biotika in den Mischfuttertypen für die Kükenaufzucht und 
Junggeflügelmast zugelassen, die mengenmäßig den fünften Teil 
des Geflügelfutterverbrauchs umfassen dürften. 

Die Antibiotikadosierungen im Jungtierfutter bewegen sich im 
ernährungsphysiologischen Bereich; die zugelassenen Höchst- 
mengen sind für jeden Mischfuttertyp vorgeschrieben und basie- 
ren auf den Empfehlungen des Bundesgesundheitsrates. Dem 
Mischfutter für die anderen Nutztiergruppen dürfen Antibiotika 
nicht beigegeben werden; das sind alle Mischfuttertypen für 
Milchkühe und Mastrinder einerseits, für Legehennen anderer- 
seits. Diese umfassen etwa zwei Drittel der gesamten Mischfutter- 
produktion. 


IX. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

IX. 1. Abgeordneter Wie hoch errechnen sich in den Jahren 1963, 

Bauer 1964 und 1965 die aus Beiträgen der Arbeit- 

(Würzburg) geber und Arbeitnehmer während der Ver- 

sicherungsdauer angesammelten Zahlungen 
— aufgeschlüsselt pro Jahr und Sozialver- 
sicherungsträger — , die dem Vermögen der 
Sozialversicherungen dadurch zugewachsen 
sind, daß keine Übertragung der Rentenbe- 
rechtigung im Erbgang geltend gemacht wurde 
und keine Gegenleistung durch Rentenzah- 
lung gegenüber der Beitragsleistung zu ver- 
zeichnen ist? 


IX. 2. Abgeordneter Wie beurteilt der Herr Bundesarbeitsminister 

Bauer die in Frage IX/1 angeführten Zahlenergeb- 

(Würzburg) nisse in Relation eines unbedingten Erforder- 

nisses in der Sozialversicherungs-Bilanz? 


IX. 3. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Kattenstroth 
vom 16. August 1966 

In der gesetzlichen Rentenversicherung besteht weder eine 
versicherungstechnische Äquivalenz zwischen den Beiträgen, die 
ein einzelner Versicherter entrichtet, und den Versicherungs- 


Weiche zur Zeit des Todes eines Versicherten 
an und für sich fällig gewesenen Rentensum- 
men haben die einzelnen Versicherungsträger 
pro Jahr 1963, 1964 und 1965 dadurch einge- 
spart, daß eine an sich fällig gewordene Ren- 
tenberechtigung weder eingeklagt noch aus- 
gefolgt wurde? 
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leistungen, die dieser Versicherte empfängt, noch sammeln sich 
die Beiträge, die ein Versicherter im Laufe seines Arbeitslebens 
entrichtet, an, damit aus ihnen später die Leistungen an den 
Versicherten ausgezahlt werden können. Vielmehr besteht in 
der gesetzlichen Rentenversicherung versicherungstechnische 
Äquivalenz nur zwischen den Beiträgen, die die Gesamtheit 
aller Versicherten in einem Deckungsabschnitt entrichtet, und den 
Leistungen, die die Gesamtheit aller in dem betreffenden Dek- 
kungsabschnitt vorhandenen Leistungsberechtigten empfängt; die 
Beiträge der Versicherten werden zur Deckung der Leistungen 
der gleichzeitig vorhandenen Leistungsberechtigten verbraucht. 

Daraus folgt, daß dem Versicherungsträger dann, wenn ein 
Versicherter stirbt, ohne Versicherungsleistungen empfangen zu 
haben, aus den Beiträgen dieses Versicherten kein Vermögen 
zuwächst. Denn die Beiträge des Versicherten sind nicht zur 
Deckung der künftigen Leistungen angespart worden, so daß sie 
beim Tod des Versicherten „frei" würden. Vielmehr sind die 
Beiträge des Versicherten, zusammen mit den Beiträgen aller 
übrigen Versicherten, ausgegeben worden, um die Leistungen 
an die gleichzeitig vorhandenen Leistungsberechtigten zu bezah- 
len. 

Versicherungstechnische Äquivalenz zwischen den Beiträgen, 
die ein einzelner Versicherter entrichtet, und den Versicherungs- 
leistungen, die dieser Versicherte empfängt, besteht in der 
Privat Versicherung. Hier werden die Beiträge eines Versicherten 
angespart, damit aus ihnen später die Leistungen an diesen 
Versicherten gezahlt werden können. 

Daß die gesetzliche Rentenversicherung nicht mit dem Prinzip 
der „versicherungstechnischen Äquivalenz zwischen Beiträgen 
und Leistungen im Einzelfall" arbeiten kann, ergibt sich schon 
daraus, daß in der gesetzlichen Rentenversicherung ein einheit- 
licher, für alle Versicherten gleich hoher Beitragssatz vorge- 
schrieben ist, während die Privatversicherung ihren Beitragssatz 
nach dem Eintritlsalter des Versicherten und sonstigen in seiner 
Person liegenden Umständen abstufen kann. 

Im übrigen möchte ich noch darauf hinweisen, daß nach dem 
Recht der gesetzlichen Rentenversicherung die Erben eines Ver- 
sicherten, die nicht kraft Gesetzes Hinterbliebenenrente bean- 
tragen können, im Erbgang keinerlei Ansprüche an den Renten- 
versicherungsträger geltend machen können und daß beim Tode 
eines Versicherten keine Rentensummen fällig werden, es sei 
denn, daß Hinterbliebenenrenten anfallen. Die gesetzliche Ren- 
tenversicherung ist dafür bestimmt, das normale Risiko zu dek- 
kcn, das in der Invalidität und dem Alter des Versicherten und 
dem Hinterbliebenen von engsten Familienangehörigen, Frau 
und Kindern, im Falle seines Todes besteht; darauf ist auch der 
Versicherungsbeitrag abgestellt. Die gesetzliche Rentenversiche- 
rung hat nicht die Aufgabe übernommen, beim Tode des Ver- 
sicherten auch sonstigen Erbberechtigten, die nicht rentenberech- 
tigte Hinterbliebene sind, Zuwendungen zu machen. 


IX. 4. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Hauck Allgemeinen Ortskrankenkassen durch zum 

Teil besorgniserregende Fehlbeträge in der 
Krankenversicherung der Rentner in große 
Finanzschwierigkeiten geraten sind, die nur 
durch erhebliche Beitragserhöhungen bei an- 
deren Mitgliedergruppen zum Teil behoben 
werden konnten? 


Drucksache V/907 
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IX. 5. Abgeordneter Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
Hauck regierung wegen der in Frage IX/4 erwähnten 

Fehlbeträge einzuleiten, um zu verhindern, 
daß den Allgemeinen Ortskrankenkassen 
durch die gegenwärtig unzureichende Beitrags- 
regelung in der Krankenversicherung der Rent- 
ner weiterer Schaden zugefügt wird? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Kattenstroth 
vom 23. August 1966 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Allgemeinen Orts- 
krankenkassen durch die gesetzlich vorgeschriebene Beteiligung 
der aktiven Mitglieder an der Finanzierung der Rentnerkranken- 
versicherung — der sogenannten Interessenquote — teilweise 
über das Maß dessen hinaus belastet sind, was der Gesetzgeber 
im Jahre 1956 für vertretbar gehalten hat. Die Finanzschwierig- 
keiten der Allgemeinen Ortskrankenkassen sind aber nicht allein 
auf diesen Umstand zurückzuführen. Beitragserhöhungen waren 
auch deshalb notwendig, weil die Ausgabenentwicklung auf an- 
deren Gebieten (z. B. dem der Krankenhauspflegesätze, der 
ärztlichen und zahnärztlichen Honorare und der Arznei- und 
Heilmittel) dies erforderlich gemacht hat. 

Wie Herr Bundesminister Katzer bereits in der Fragestunde 
des Deutschen Bundestages vom 18. Mai 1966 (Stenographischer 
Bericht S. 1884) ausgeführt hat, beabsichtigt die Bundesregierung 
einen Gesetzentwurf zur Neuregelung des Rechts der Kranken- 
versicherung vorzulegen, sobald die Ergebnisse der Sozialen- 
quete ausgewertet sind. Im Rahmen dieses Gesetzentwurfs soll 
auch die Rentnerkrankenversicherung neu geregelt werden. Da- 
bei könnte in Erwägung gezogen werden, die Interessenquote 
bei den Krankenkassen herabzusetzen, die durch die Krankenver- 
sorgung der Rentner unangemessen belastet sind. 


X. Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

X. 1. Abgeordneter Warum ist der Reitsport noch nicht in das 
Schultz Sportprogramm der Bundeswehr aufgenom- 

(Gau- men, da ihm neben dem rein körperlichen 

Bischofsheim) Training auch charakterbildender Wert zu- 

kommt? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers von Hassel 
vom 22. August 1966 

Mit der Frage, ob und in welchem Umfang der Reitsport in der 
Bundeswehr gefördert werden kann, habe ich mich schon wieder- 
holt beschäftigt. Ich habe auch ausführlich mit dem Präsidenten 
des Deutschen Sportbundes, Herrn Daume, darüber gesprochen. 

Bei meinen Überlegungen mußte ich davon ausgehen, daß die 
Bundeswehr eine vollmotorisierte Armee ist und über kein 
einziges Reitpferd verfügt. Die militärische Notwendigkeit einer 
Reitausbildung ist also nicht gegeben. 

Darüber hinaus durfte ich in Anbetracht der angespannten 
Haushaltstage die entsprechenden Kosten für den Aufbau von 
Reitställen, deren Unterhaltung und für die Einstellung von 
Reitlehrern nicht außer Betracht lassen. 
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Aus diesen Gründen konnte das Reiten nicht in die „Allge- 
meine Sportausbildung" der Soldaten auf genommen werden. 
Die körperliche Leistungsfähigkeit der jungen Rekruten ist auch 
so ungenügend, daß sich die Sportausbildung auf die konditions- 
fördernden Grundsportarten wie Leichtathletik, Schwimmen, 
Turnen und Spiel beschränken muß. 

Da ich den erzieherischen Wert des Reitens besonders schätze, 
hatte ich in den Entwurf der Zentralen Dienstvorschrift „Sport 
in der Bundeswehr" (ZDv 3/10), die im Juli 1963 erlassen wurde, 
das Reiten für die „Besondere Sportausbildung" vorgeschlagen. 
Dadurch sollten Soldaten mit besonderer Eignung in dieser 
Sportart innerhalb und außerhalb des Dienstes gefördert werden 
können. Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat 
diesem Vorschlag die Zustimmung versagt und entschieden, daß 
das Reiten ausschließlich als Disziplin des Modernen Fünfkamp- 
fes gefördert werden darf, aber keine selbständige Stellung 
erhalten kann. 

X. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung grundsätzlich bereit, 
Wächter dem Landkreis Friesland (Land Niedersachsen) 

die Kosten in Flöhe von 18 200 DM zu er- 
setzen, die im Jahre 1965 durch Erholungs- 
aufenthalte von Müttern und Kindern aus der 
Lärmzone des Flugplatzes Upjever entstanden 
sind? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers von Hassel 
vom 12. August 1966 

Mit Schreiben vom 3. März 1966 hatte mir der Niedersächsische 
Minister des Innern einen Antrag des Landkreises Friesland 
vorgelegt, mit welchem ich um Erstattung eines Betrages von 
18 200 DM gebeten wurde, den der Landkreis für den Erholungs- 
aufenthalt von durch Flugzeuglärm besonders betroffenen Müt- 
tern und Kindern aufgewendet hatte. 

Mit Schreiben vom 30. April 1966 habe ich dem Niedersächsi- 
schen Minister des Innern mitgeteilt, daß mir leider keine Haus- 
haltsmittel zur Verfügung stünden, diesen Betrag zu erstatten. 

Ich muß zu meinem Bedauern erklären, daß die zur Ablehnung 
zwingenden Gründe auch heute noch vorliegen. Zwar ist es in- 
zwischen gelungen, für den Haushalt 1966 die Zweckbestimmung 
des Kap. 14 12, Tit. 572, die ursprünglich nur die Kosten not- 
wendiger Umsiedlungen im Zusammenhang mit Bau und Betrieb 
-von Flugplätzen, betraf, dahin zu erweitern, daß auch Schall- 
schutzmaßnahmen, also z. B. Doppelfenster, aus diesem Titel 
bezahlt werden können. Die ausdrückliche Beschränkung auf 
Schallschutzmaßnahmen läßt jedoch bei großzügigster Auslegung 
der Zweckbestimmung eine Erstattung von Zuschüssen für Erho- 
lungsaufenthalte nicht zu. 

Wie Ihnen bekannt ist, wird zur Zeit der interfraktionelle 
Initiativentwurf eines Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm in 
der Umgebung von Flughäfen — Drucksachen V/355, V/356 — 
in den Ausschüssen des Deutschen Bundestages beraten. Die 
außerordentliche Tragweite dieses Gesetzentwurfs hat den feder- 
führenden Gesundheitsausschuß zu dem Entschluß veranlaßt, in 
seiner ersten Sitzung nach den Parlamentsferien eine größere 
Anzahl von Sachverständigen über Fragen des Fluglärms, u. a. 
auch über die medizinische Beurteilung der Lärmeinwirkung in 
der Umgebung von Flughäfen, zu hören. Sie wollen daraus er- 
sehen, daß es sich hierbei um sehr schwierige und vielseitige 
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Probleme handelt. Im übrigen sieht aber auch dieser Gesetzent- 
wurf Möglichkeiten zum Ersatz von solchen Aufwendungen und 
Kosten, wie sie der Landkreis Friesland geltend macht, nicht vor. 

Aus rechtlichen und aus Haushaltsgründen sehe ich mich leider 
nicht in der Lage, dem Landkreis Friesland die durch Erholungs- 
aufenthalte von lärmbetroffenen Anwohnern des Flugplatzes 
Jever entstandenen Kosten zu ersetzen. 


X. 3. Abgeordneter Kann die Bundesregierung mitteilen, welchen 
Dr. Schulze- Fortgang die Arbeiten zur Errichtung einer 

Vorberg Bundeswehrgarnison in Volkach (Main) neh- 

men werden? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers von Hassel 
vom 31. August 1966 

Auf Ihre Frage in der Fragestunde im August 1966 betr. Er- 
richtung einer Garnison in Volkach teile ich Ihnen mit, daß in 
diesem Jahr mit der Rodung des Baugeländes für die Kaserne 
begonnen wurde. Wegen der noch nicht übersehbaren Situation 
bezüglich des Bundeshaushaltes 1967 kann jedoch derzeit kein 
Termin für den Beginn der eigentlichen Baumaßnahmen in Volk- 
ach genannt werden; das gilt sowohl für den Kasernenbau, den 
Bau des Wasserübungsplatzes als auch für alle Erschließungs- 
und Straßenbaumaßnahmen, die im Zusammenhang mit der Gar- 
nison stehen. 


X. 4. Abgeordneter Ist das Bundesvertoidigungsministerium be- 
Felder reit mitzuteilen, welche finanziellen Aufwen- 

dungen zur Zeit, monatlich die eigenen Ver- 
lagsobjekte des Ministeriums zur politischen 
und militärischen Information der Truppe ge- 
genüber den Subventionen erfordern, die zur 
Zeit privaten Verlagen zur Herausgabe von 
Publikationen mit gleicher Zielsetzung ge- 
währt werden? 

Schriftliche Antwort des Bundesminister von Hassel 
vom 14. September 1966 

Für die Schriften zur politischen und militärischen Infonnation 
der Truppe, die im Ministerium verantwortlich erarbeitet werden, 
werden im Monatsdurchschnitt 136 423 DM aufgewandt. 

Für die Schriften, die dem gleichen Zweck dienen, aber von 
privaten Verlagen außerhalb des Hauses herausgegeben werden, 
beläuft sich der Durchschnittsbetrag für den gleichen Zeitraum 
auf 210 052 DM. 


X. 5. Abgeordneter Was kostet monatlich die „Aktuelle Informa- 
Felder tion des Bundesministers der Verteidigung 

Informations- und Pressezentrum"? 

Schriftliche Antwort des Bundesminister von Hassel 
vom 14. September 1966 

Für die tägliche aktuelle Information der Truppe durch das 
Informations- und Presse-Zentrum werden im Monat durch- 
schnittlich 23 905 DM verausgabt. Dieser Betrag ist in der oben 
genannten Summe von 136 423 DM enthalten. 
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X. 6. Abgeordneter Wie viele Exemplare des Jahresberichtes 

Felder 1965 des Wehrbeauftragten des Deutschen 

Bundestages wurden der Truppe zugänglich 
gemacht? 

Schriftliche Antwort des Bundesminister von Hassel 
vom 14. September 1966 

Der Jahresbericht 1965 des Wehrbeauftragten des Deutschen 
Bundestages wurde in einer Auflagenhöhe von 8000 Exempla- 
ren beschafft und bis zu den Kompanien verteilt. 


X. 7. Abgeordnete 

Frau Dr. Diemer- 
Nicolaus 


Wurde Brigadegeneral Krupinski zu seinem 
Spiegel-Gespräch — nachdem es sich bei Pres- 
severöffentlichungen doch wohl um höchstper- 
sönliche Angelegenheiten handelt — von der 
Erklärung des Pressereferats des Bundesver- 
teidigungsministeriums vor der Abgabe unter- 
richtet und war er hiermit einverstanden? 


X. 


8. Abgeordnete 
Frau Dr. Diemer- 
Nicolaus 


Warum hat Brigadegeneral Krupinski nicht 
selbst gegenüber dem Spiegel sein Einver- 
ständnis zu der Veröffentlichung zurückgezo- 
gen? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers von Hassel 
vom 5. September 1966 

Das Gespräch fand am 19. August 1966 im Ministerium statt. 
Der Spiegel hatte das Ministerium um ein Gespräch über Fragen 
gebeten, die sich im Zusammenhang mit dem Unfall Oberleut- 
nant Arndts stellten. Es handelte sich also nicht — wie Sie an- 
nehmen — um höchstpersönliche Äußerungen. Ich darf noch er- 
wähnen, daß sich an dem Gespräch auch Oberst Wroblewski be- 
teiligte. Der Spiegel hat dessen Äußerungen später jedoch nicht 
in die zum Druck vorgesehene Niederschrift aufgenommen. 

Nach dem Gespräch hatte Brigadegeneral Krupinski dem 
Pressereferat und Oberst Wroblewski die Aufgabe übertragen, 
die Niederschrift zu überprüfen und seine Interessen wahrzu- 
nehmen. Der Grund dafür war, daß Brigadegeneral Krupinski 
unmittelbar vor seiner Abreise nach den USA zur Übernahme 
eines neuen Dienstpostens stand. 

Spiegel-Gespräche sind im übrigen nach den eigenen Worten 
des Spiegel „die geprüfte und autorisierte Niederschrift einer 
mündlich geführten Diskussion, die zu bearbeiten oder zurück- 
zuziehen dem Gesprächspartner freisteht". 

Die Niederschrift des Gesprächs ging am 24. August 1966 nach- 
mittags im Ministerium ein. Brigadegeneral Krupinski war in- 
zwischen in den USA. Der Spiegel beabsichtigte, die Niederschrift 
am 29. August zu veröffentlichen und brauchte nach seinen 
Angaben die Korrektur bereits am 25. August. 

Nach Prüfung der Niederschrift hat das Pressereferat mit 
Oberst Wroblewski gesprochen und dem Bonner Spiegel-Büro 
am 24. August abends mitgeteilt, daß es das Gespräch nicht frei- 
gebe. Dies geschah mit meiner Billigung. Brigadegeneral Kru- 
pinski ist am 26. August 1966 von der Absage an den Spiegel 
unterrichtet worden. 
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XI. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

XI. 1. Abgeordneter Bis wann ist mit der Vorlage gesetzlicher 

Dr. Marx Bestimmungen zu rechnen, durch die die Mit- 

(Kaiserslautern) führung von Warneinrichtungen in Kraftfahr- 
zeugen unter 2,5 t zulässigem Gesamtgewicht 
geregelt werden? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 16. August 1966 

Der Entwurf einer Neufassung des § 53 a der Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung betreffend Warneinrichtungen zur Siche- 
rung haltender Fahrzeuge wird z. Z. von mir bearbeitet. Danach 
sollen in Personenkraftwagen, Kombinationskraftwagen, land- 
oder forstwirtschaftlichen Zugmaschinen sowie in anderen Kraft- 
fahrzeugen mit einem zulässigen Gesamtgewicht von nicht mehr 
als 2,5 t ein rückstrahlendes Warndreieck und in den schwereren 
Kraftfahrzeugen zusätzlich eine von der Lichtanlage des Fahr- 
zeugs unabhängige tragbare Warnleuchte mitgeführt werden. 
Von dieser Regelung sollen Krankenfahrstühle, Krafträder und 
einachsige Zug- oder Arbeitsmaschinen ausgenommen werden. 

Wann der Entwurf dem Bundesrat zur Zustimmung zugeleitet 
werden kann, läßt sich noch nicht übersehen, da dies zusammen 
mit weiteren Änderungen der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nung geschehen soll, die sich z. Z. in Bearbeitung und Abstim- 
mung befinden. 

XI. 2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Reichmann endgültig stillgelegten Kraftfahrzeuge, unter 

Entfernung aller Kennzeichen, in immer grös- 
serem Ausmaß — * wild — an Nebenstraßen, 
Nebenplätzen, Gewässern, Wäldern usw. aus- 
gesetzt werden und dadurch die öffentliche 
Ordnung gefährdet wird? 

XI 3. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
Reichmann lichkeit, daß dieses Unwesen künftig dadurch 

verhindert wird, indem beim Antragsverfah- 
ren zur endgültigen Stillegung eines Kraft- 
fahrzeuges dessen ordnungsgemäße Beseiti- 
gung sichergestellt wird? 

XL 4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, gegebenen- 

Reichmann falls die erforderliche gesetzliche Regelung 

dazu baldmöglichst vorzunehmen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 22. August 1966 

Die Ständige Konferenz der Innenminister der Länder befaßte 
sich auf ihrer Sitzung am 5./6. Mai 1966 in Wiesbaden mit der 
Beseitigung von Schrottfahrzeugen. Dabei wurde festgestellt, daß 

a) die zuständigen Behörden bisher mit der Beseitigung und 
Verwertung der abgestellten Schrottfahrzeuge fertig gewor- 
den seien, 

b) die Halter der abgestellten Fahrzeuge in fast allen Fällen hät- 
ten ermittelt werden können und 
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c) gesetzgeberische Maßnahmen bis auf weiteres nicht für er- 
forderlich gehalten werden. 

Eine Änderung der bestehenden Vorschriften der Straßcnver- 
kehrs-Zulassungs-Ordnung bezüglich der Schrottfahrzeuge setzt 
die Zustimmung des Bundesrates voraus; sie dürfte nach diesen 
Beschlüssen der zuständigen Innenminister der Länder kaum zu 
erlangen sein. Daher erübrigt es sich bei dieser Einstellung der 
Länder, einen Vorschlag zu machen. 

Da der Vorschlag nur durch eine Änderung der Straßenver- 
kehrs-Zulassungs-Ordnung zu verwirklichen wäre, die erforder- 
liche Zustimmung des Bundesrates jedoch nicht zu erwarten ist, 
sehe ich z. Z. keine Notwendigkeit, weitere Maßnahmen vorzu- 
bereiten. 


XL 5. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung nach der Entschei- 
Leicht düng der Hohen Behörde der EGKS vom 

20. Juli 1966 noch die Möglichkeit, den bisher 
von ihr gegenüber den Europäischen Behör- 
den eingenommenen Rechtsstandpunkt durch- 
zusetzen und mit der Saarwirtschaft und der 
pfälzischen Wirtschaft dauerhafte Wettbe- 
werbstarife zu erhalten bzw. zu schaffen? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 5. September 1966 

Die Bundesregierung hält an dem von ihr gegenüber den 
Europäischen Behörden eingenommenen Rechtsstandpunkt fest. 
Sie wird dementsprechend gegen die Hohe Behörde der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl Klage vor dem 
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften erheben, mit dem 
Ziel, die in der Entscheidung vom 20. Juli 1966 gemachten Auf- 
lagen aufzuheben und die Als-ob-Tarife als Wettbewerbstarife 
anzuerkennen. 


XI 6. Abgeordneter Hält die Bundesregierung noch an ihrem Be- 
Leicht Schluß vom 17. März 1965 fest, wonach sie 

den Saar-Pfalz-Kanal zusammen mit den betei- 
ligten Landesregierungen des Saarlandes und 
Rheinland-Pfalz bauen will? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 5. September 1966 

Die Bundesregierung hält an ihrem Beschluß vom 17. März 
1965 fest, wonach sie die Verwirklichung des Kanalbaues zurück- 
gestellt hat, weil der Vorstand der Deutschen Bundesbahn den 
beteiligten Landesregierungen Tarife angeboten hat, durch die 
der Wettbewerb mit dem Saar-Pfalz-Kanal aufgenommen wird. 


XI 7. Abgeordneter Ist die Bundesregierung, um Zeitverlust zu 
Leicht vermeiden, bereit, der Auftragsvergabe des 

von den Regierungen des Saarlandes und 
Rheinland-Pfalz sowie vom Saar-Pfalz-Kanal- 
Verein finanziell gesicherten Kanalprojekts 
sofort zuzustimmen? 
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Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 5. September 1966 

Die Bundesregierung ist bereit, in den Entwurf des Bundes- 
haushaltsplanes für das Rechnungsjahr 1967 bei Kapitel 12 03 
einen Leertitel aufzunehmen. Damit sind — nach Verabschiedung 
des Haushaltsgesetzes 1967 — die Voraussetzungen gegeben, 
daß die von den Regierungen des Saarlandes und des Landes 
Rheinland-Pfalz sowie vom Saar-Pfalz-Kanal-Verein für die 
Durchführung weiterer Vorarbeiten angebotenen Mittel verein- 
nahmt werden können. 


XI. 8 . Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die von 
Schlager der Bevölkerung des bayerischen Zonenrand- 

gebietes und den Berlinern so sehnlichst für 
den Herbst 1966 erwartete Öffnung des Inter- 
zonenautobahnüberganges Saalebrücke bei Ru- 
dolphstein im Landkreis Hof um viele Monate, 
möglicherweise sogar bis ins späte Frühjahr 
1967, verzögert werden kann, falls der um die 
mitteldeutsche Brückenbaustelle auf bayeri- 
schem Gebiet errichtete Sperrzaun von den 
Zonenbaubehörden nicht so rechtzeitig und so 
weit zurückversetzt wird, daß es der west- 
deutschen Seite möglich wird, das von ihr 
noch fertigzustellende, gegenwärtig hinter 
dem Sperrzaun liegende Brückenanschlußstück 
in Angriff zu nehmen und bis zum Abschluß 
der ostzonalen Bauarbeiten fertigzustellen? 


XI. 9. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Schlager in geeigneter Weise darauf hinzuwirken, daß 

in dem in Frage XI/8 genannten Gebiet von 
sowjetzonaler Seite möglichst die am Sperr- 
zaun von ihr durchzuführenden Arbeiten vor- 
gezogen werden, damit der Sperrzaun in dem 
für die westdeutsche Seite erforderlichen Um- 
fang zurückversetzt werden kann? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 2. September 1966 

Von der nur etwa 100 m langen Fahrbahn zwischen Brücken- 
widerlager und Bauzaun werden z. Z. etwa 50 m von der 
Sowjetischen Besatzungszone aufgebrochen und erneuert. Der 
restliche Teil ist in brauchbarem Zustand und kann jederzeit 
benutzt werden. Wie mir die zuständigen Baubehörden mitteil- 
ten, kann der geringe Höhenunterschied zwischen der alten 
Fahrbahn innerhalb des Bauzaunes und den neuen Fahrbahnen 
der anschließenden Abfertigungsanlage außerhalb des Bauzaunes 
ohne Behinderung des durchgehenden Verkehrs nach Entfernung 
des Bauzaunes in kürzester Zeit beseitigt werden. Auch die sonst 
noch anfallenden geringfügigen Nebenarbeiten an den Böschun- 
gen usw. sind ohne Verkehrsbehinderung durchzuführen. 

Daher ist die Befürchtung, daß das an die Brücke anschließen- 
de Straßenstück wegen des Bauzaunes nicht rechtzeitig fertig- 
gestellt werden kann, nicht begründet. 
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Es ist deshalb nicht unbedingt erforderlich, darauf hinzuwir- 
ken, daß die Sowjetische Besatzungszone den Bauzaun vorzeitig 
zurückverlegt oder beseitigt. Jedoch ist vorgesehen, in einer 
Besprechung mit Vertretern der Sowjetischen Besatzungszone 
die Frage des Zeitpunktes der Beseitigung des Bauzaunes erör- 
tern zu lassen. 


XI. 10. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, den Erwerb 

Frau Funcke des Führerscheins von dem Nachweis eines 

erfolgreich abgeschlossenen Erste-Hilfe-Kur- 
sus abhängig zu machen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 2. September 1966 

Eine derartige generelle und zwingende Maßnahme ist z. Z. 
noch nicht vorgesehen. Maßgebend für diese Auffassung ist, daß 
die Erste-FIilfe bis zu einem gewissen Grade persönliche Eignung 
voraussetzt, die nicht allgemein als gegeben und insbesondere 
nicht von jedem Fahrerlaubnisbewerber erwartet werden kann, 
so daß eine erfolgreiche Ausbildung oft sehr erschwert ist. Der 
Erfüllung dieser Forderung steht weiterhin, mindestens zur Zeit, 
entgegen, daß die Kapazität der freiwilligen Hilfsorganisationen 
und ihrer Einrichtungen voraussichtlich nicht ausreichen würde, 
wenn neben den allgemeinen, bisher schon durchgeführten Aus- 
bildungen auch noch etwa 1,5 Millionen Führerscheinbewerber 
jährlich ausgebildet werden sollen. Schließlich ist der für eine 
erfolgreiche Ausbildung aufzubringenue Zeitaul wand, da man 
von mindestens 8 Doppelstunden für die Ausbildung ausgehen 
muß, sehr hoch. 

•\us diesen Gründen wurde bisher davon abgesehen, die Ein- 
führung einer Rechtsvorschrift anzustreben, durch die jeder Füh- 
rerscheinbewerber zur Teilnahme an einer Ersten-Hilfe-Ausbil- 
dung gezwungen wird. 

Mit der Frage der Ersten-Hilfe tür Unfallverletzte hat sich die 
8. Gemeinsame Verkehrssicherheitskonferenz des Bundes und 
der Länder vom 24. Juni 1065 eingehend befaßt. An dieser Erör- 
terung haben u. a. die für den Verkehr, die Polizei, die Justiz 
und das Gesundheitswesen zuständigen Minister des Bundes und 
der Länder teilgenommen. Die Gemeinsame Verkehrssicherheits- 
konferenz 1965 hat sich aus den angeführten Gründen dagegen 
ausgesprochen, daß generell für alle Führerscheinbewerber ein 
Erster-FIilfe-Kursus vorgeschrieben ward. Aber die Konferenz 
hat empfohlen, daß genau so wie die Führer von Kraftomnibussen 
auch die Führer von Kraftdroschken und Mietwagen verpflichtet 
weiden sollen, sich einer Ausbildung in Erster-Hilfe zu unter- 
ziehen. Auch die Kraftfahrer im öffentlichen Dienst sollen in 
Erster-I Iilfe ausgebildet sein. Den Bundes-, Landes- und Kommu- 
nalbehörden sowie den Körperschaften des öffentlichen Rechts 
wurde empfohlen, dies durch entsprechende Anordnungen sicher- 
zustellen. Die privaten Unternehmen wurden aufgerufen, ent- 
sprechend zu verfahren. 

Darüber hinaus wurde von der 8. Gemeinsamen Verkehrs- 
sicherheitskonferenz der Empfehlung zugestimmt, für den Erwerb 
der Fahrerlaubnis aller Klassen die Teilnahme an einer Unter- 
richtung über „Sofortmaßnahmen am UnfallorU vorzuschreiben. 
Die Verwirklichung dieser Empfehlungen soll durch eine Ände- 
rung des Straßenverkehrsgesetzes vom 19. Dezember 1952 sicher- 
gestellt werden. Die Vorbereitungsarbeiten dafür sind einge- 
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leitet. Der Entwurf eines Änderungsgesetzes wird den gesetz- 
gebenden Körperschaften nach Abschluß der Vorarbeiten vor- 
gelegt werden. 

Mit diesen Vorschlägen hat sich inzwischen der Straßenver- 
kehrssicherheitsausschuß des Bundes und der Länder in seiner 
Sitzung vom 28. und 29. Juni 1966 befaßt. Der Ausschuß hat einen 
Arbeitskreis gebildet, der sich den Einzelfragen zum Problem der 
Erstversorgung widmen wird. Es konnte bei der Beratung fest- 
gestellt werden, daß in verschiedenen Bundesländern jetzt 
schon alle Führerscheinbewerber in „Sofortmaßnahmen am Un- 
fallort" unterwiesen werden. Zum Teil wird den Führerschein- 
bewerbern dazu die von den Hilfsverbänden in Zusammenarbeit 
mit anderen Organisationen hergestellte Broschüre über „Sofort- 
maßnahmen" zur Verfügung gestellt. 


XI. 11. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Dr. Kreutzmann die wegen technischer Mängel vorgesehene 
Einstellung der im hessischen Zonengrenzge- 
biet gelegenen Bundesbahnstrecken Wan- 
fried — Heldra, Seiferts — Wüstensachsen und 
Hümme — Karlshafen zu verhindern? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 31. August 1966 

Die von Ihnen aufgeführten drei Strecken der Deutschen Bun- 
desbahn (DB) im nordhessischen Zonenrandgebiet gehören zu 
einer Reihe von Strecken, die stark defizitär und baulich in einem 
sehr schlechten Zustand sind, über die jedoch noch kein Entscheid 
getroffen werden konnte, weil sie teils im Zonenrandgebiet, teils 
in Fördergebieten des Bundes liegen. Die notwendigen Investi- 
tionen sind so hoch, daß es bei der schwierigen finanziellen Lage 
entscheidend darauf ankommt zu klären, ob diese Strecken aus 
politischen Gründen aufrecht zu erhalten wirklich notwendig ist. 

Ich habe deshalb den Vorstand der DB gebeten, durch die Prä- 
sidenten der örtlichen Direktionen mit der obersten Landesver- 
kehrsbehörde Fühlung aufzunehmen, um einen Weg zu suchen, 
wie die Situation ohne volkswirtschaftliche Fehlgriffe geklärt 
werden kann. 

Im übrigen habe ich die beteiligten Ressorts angeschrieben, 
um diese Grundsatzfragen des Verkehrspolitischen Programms 
gemeinsam zu erörtern und Vorschläge zu machen, wie die 
Verkehrsfragen mit der Haushaltspolitik des Bundes in Einklang 
gebracht werden können. 


XI. 12. Abgeordneter Nimmt der Bau der Mainbrücke in Schwein- 
Dr. Schulze- furt inzwischen den von der Bundesregierung 

Vorberg — im Schreiben des Bundesverkehrsmini- 

sters an mich — erhofften Verlauf? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 26. August 1966 

Der Baufortschritt an der neuen Mainbrücke in Schweinfurt 
entspricht den im Schreiben vom 23. Juni 1966 mitgeteilten Er- 
wartungen. Der stählerne überbau wird Anfang Oktober fertig- 
gestellt sein. Die Auftragsverwaltung ist bemüht, unmittelbar 
anschließend den Brückenbelag aufzubringen. Ob dies noch in 
diesem Jahr möglich ist, wird aber von der Witterung abhängen. 
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XI. 13. Abgeordneter Warum ist trotz der Mitteilung des Bundes- 
Baier Verkehrsministers, daß im Frühjahr mit dem 

Bau der seit Jahren als dringend anerkannten 
Umgehungsstraße B 293 Gemmingen — Steb- 
bach begonnen wird, bis heute für dieses Bau- 
vorhaben noch kein Auftrag erteilt worden? 


XI. 14. Abgeordneter Welche Gründe sind dafür maßgebend, daß 
Baier nach der Erstellung der Brückenbauwerke des 

in Frage XI/ 13 genannten Bauvorhabens nun- 
mehr eine über ein Jahr andauernde Unter- 
brechung der weiteren Bauarbeiten eingetre- 
ten ist? 


XI. 15. Abgeordneter Wann wird der Bundesverkehrsminister nun- 
Baier mehr eine Entscheidung über die dringende 

Fortführung des Baues der Umgehungsstraße 
Gemmingen — Stebbach B 293 treffen? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 1. September 1966 


In Anerkennung der Notwendigkeit der Fortsetzung der Ar- 
beiten beim Neubau der Ortsumgehung Stebbach — Gemmingen 
im Zuge der Bundesstraße 293 wurden im Bundeshaushalt 1966 
für diese Maßnahme Mittel in Höhe von 2,0 Millionen DM ein- 
geplant, um im Jahre 1966 die Erd- und Straßenbauarbeiten 
(Bausumme: rund 3,0 Millionen DM; Bauzeit 2 Jahre) aufnehmen 
zu können. Die hierfür erforderliche Ausschreibung der Arbeiten 
wurde frühzeitig durchgeführt; die Angebotseröffnung war am 
17. September 1965. Damit schienen die Voraussetzungen dafür 
gegeben gewesen, die Arbeiten im zeitigen Frühjahr in Angriff 
zu nehmen; dies habe ich Ihnen seinerzeit auch auf Ihre schrift- 
liche Anfrage mitgeteilt. 

Leider haben sich aber bei der Wertung der Angebote so große 
Schwierigkeiten ergeben, daß eine Entscheidung über die Zu- 
schlagserteilung bislang noch nicht getroffen werden konnte. 
Das an erster Stelle liegende Angebot hat gegenüber dem nächst- 
folgenden eine Preisdifferenz von rund 0,5 Millionen DM. Es be- 
stehen bei der Auftragsverwaltung jedoch Bedenken, ob diese 
Firma die für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen 
notwendige Sicherheit und Zuverlässigkeit bietet, nachdem Ange- 
hörige der Firma im Zusammenhang mit Straßenbaumaßnahmen 
in Bestechungs- und Betrugsdelikte zum Nachteil des Bundes und 
des Landes verwickelt sind, die zu staatsanwaltschaftlichen Er- 
mittlungsverfahren und zur Erhebung von Anklagen geführt 
haben; auch hat der Firmeninhaber bisher jede Aussage in die- 
sen Fällen verweigert. Im Hinblick auf die schwebenden Ver- 
fahren habe ich es in Übereinstimmung mit der Auftragsverwal- 
tung bisher weder für vertretbar gehalten, der mindestfordern- 
den Firma den Zuschlag zu erteilen, noch ihr Angebot auszu- 
scheiden. Sowohl das Innenministerium Baden-Württemberg als 
auch meine Fachabteilung haben sich mit der zuständigen Staats- 
anwaltschaft in Verbindung gesetzt; sie hat zugesagt, ihre Ent- 
scheidung so rasch wie möglich zu treffen, so daß ich hoffe, daß 
die Arbeiten noch in diesem Jahr vergeben werden können. 
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Hat der Bundesverkehrsminister die von der 
Deutschen Bundesbahn zum 25. September 
1966 angeordnete Einstellung bzw. Sperrung 
der Nebenbahnstrecke Hilders — Wüstensach- 
sen auf ihre Vereinbarkeit mit den Kabinetts- 
beschlüssen vom 16. Dezember 1965 und 
5. Mai 1964 hin überprüft und auf Grund einer 
Stellungnahme des Hessischen Ministers für 
Wirtschaft und Verkehr dieser Maßnahme zu- 
gestimmt? 

Ist die Gewähr dafür gegeben, daß es sich 
bei der in Frage XI 17 erwähnten angeblich 
notwendigen „Sperrung aus Gründen der Be- 
triebssicherheit" nur um eine befristete Maß- 
nahme handelt oder soll durch diese Sperrung 
aus technischen Gründen der Beschluß des 
Kabinetts über die Stillegung von Strecken 
der Deutschen Bundesbahn im Zonenrandge- 
biet umgangen werden? 

Ist sichergestellt, daß die Deutsche Bundesbahn 
für die Zeit der in Frage XI/ 17 erwähn- 
ten Sperrung den Personen- und Güterverkehr 
auf der Straße zwischen den Orten Hilders 
Batten - Seiferts - - Wüstensachsen unter den 
gleichen Bedingungen wie auf der Eisenbahn- 
strecke und ohne jede Benachteiligung der 
Verkehrsbenutzer weiterführen wird? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 2. September 1966 

Wie mir die Deutsche Bundesbahn beriditet hat, wird es aus 
technischen Gründen nicht mehr möglich sein, ab 25. September 
1966 den Teilabschnitt Seiferts- —Wüstensachsen der Nebenbahn 
Götzenhof — Wüstensachsen weiter zu betreiben. Der Hessische 
Minister für Wirtschaft und Verkehr wurde in der Zwischenzeit 
von der Deutschen Bundesbahn eingehend über diese Maßnahme 
unterrichtet und auch über die verkehrlichc Bedeutung dieser 
Strecke informiert. Die Deutsche Bundesbahn hat gleichzeitig 
zugesichert, während der Betriebseinstellung für Ersatzbedienung 
Sorge zu tragen. 

Mit der von der Deutschen Bundesbahn vorgesehenen Einrich- 
tung eines Ersatzverkehrs ab Hilders wird es bei kaum verän- 
derten Reisezeiten durch den Bahnbus möglich, die Ortsmitten 
von Hilders (3 Haltestellen), Seiferts und Wüstensachsen anzu- 
fahren. Außerdem können die bisher nicht an den öffentlichen 
Verkehr angeschlossenen Gemeinden Melperts und Thaiden mit- 
bedient werden. Damit wird sogar eine Verbesserung der Ver- 
kehrsbedienung erreicht. Ein nennenswerter Güterverkehr hat 
auf dem Abschnitt Seiferts — Wüstensachsen nicht bestanden. 
Stück- und Expreßgüter wurden in Wüstensachsen schon bisher 
nicht abgefertigt. In Anbetracht der sehr wenigen Wagenladun- 
gen (1 bis 2 wöchentlich) erübrigt sich die Einrichtung eines 
besonderen Ersatzverkehrs. Da außerdem die Entfernung von 
der Ortsmitte Wüstensachsen bis zum Bahnhof in Seiferts nur 
3 km beträgt, erscheint die Auflieferung in Seiferts auch zumut- 
bar. Auf dem Abschnitt I lilders—Seiferts wird auch nach dem 
25. September 1966 Güter- und Reiseverkehr auf der Schiene 
bedient. 
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XI. 16. Abgeordneter 
Dr. Götz 


XI. 17. Abgeordneter 

Dr. Götz 


XI. 18. Abgeordneter 
Dr. Götz 
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Der Streckenabschnitt Seiferts — Wüstensachsen gehört zu einer 
Reihe von Strecken, die stark defizitär und baulich in einem 
sehr schlechten Zustand sind. Die notwendigen Investitionen 
sind so hoch, daß es bei der schwierigen finanziellen Lage der 
Deutschen Bundesbahn entscheidend darauf ankommt zu klären, 
ob die politischen Gründe für die Beibehaltung dieser Strecke 
diese hohen Investitionen gerechtfertigt erscheinen lassen. 

Die Kabinettsbeschlüsse vom 16. Dezember 1964 und 5. Mai 
1965 gelten grundsätzlich auch heute noch. In der Erkenntnis, daß 
die Beschlüsse nicht zur Verhinderung einer Verbesserung der 
Verkehrsbedienung im Zonenrandgebiet führen dürfen, schließt 
das vom Kabinett am 26. Januar 1966 verabschiedete verkehrs- 
politische Programm für die 5. Legislaturperiode solche Ver- 
besserungen im Zonenrandgebiet jedoch nicht mehr generell aus. 
Auch in dem inzwischen von der Bundesregierung verabschiede- 
ten Entwurf eines Bundesbahnanpassungsgesetzes hat sich die 
Bundesregierung erneut verpflichtet, die Belange des Zonen- 
randgebietes zu wahren. Außerdem habe ich die Bildung eines 
interministeriellen Ausschusses eingeleitet, der beschleunigt die 
Notwendigkeit der Aufrechterhaltung des Betriebes auf den hier 
in Frage kommenden Bundesbahnstrecken nach politischen Ge- 
sichtspunkten und unter Berücksichtigung der besonderen Lage 
im Zonenrandgebiet prüfen und danach die erforderlichen Kabi- 
nettentscheidungen vorbereiten soll. 

Im übrigen habe ich den Vorstand der Deutschen Bundesbahn 
aufgefordert, aus technischen Gründen notwendige Maßnahmen 
nur im engsten Einvernehmen mit den obersten Verkehrsbehör- 
den der Länder zu treffen. 

XI. 19. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 

Fellermaier schlag des ADAC, auf den Bundesautobahnen 

eine Mindestgeschwindigkeit von 70 km/h für 
alle Kraftfahrzeuge einzuführen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 1. September 1966 

Ob es möglich ist, durch allgemeine Geschwindigkeitsbegren- 
zungen (nach oben oder nach unten) die Sicherheit und die Flüs- 
sigkeit des Verkehrs günstig zu beeinflussen, wird z. Z. einge- 
hend geprüft. Dabei werden wissenschaftliche und praktische 
Erkenntnise des Inlands und des Auslands, insbesondere des 
europäischen, ausgewertet und die Beschlüsse berücksichtigt, 
die auf internationaler Regierungsebene im Rahmen der Ver- 
einten Nationen und der Europäischen Verkehrsministerkonfe- 
renz gefaßt wurden und in nächster Zeit noch gefaßt werden. 

Infolgedessen ist in absehbarer Zeit weder mit der Einführung 
von Höchstgeschwindigkeitsgrenzen noch von Mindestgeschwin- 
digkeitsgrenzen zu rechnen, die über das hinausgehen, das be- 
reits jetzt in der Straßenverkehrs-Ordnung vorgeschrieben ist. 

Die Einführung einer Mindestgeschwindigkeit von 70 km/h, die 
alle Kraftfahrzeuge bei Benutzung der Autobahn (auch bei Stei- 
gungen) ständig einzuhalten haben, würde alle Lastkraftwagen 
und Lastzüge von der Benutzung der Autobahnen ausschließen 
und sie auf das mit zahlreichen Ortsdurchfahrten belastete Netz 
der Bundesstraßen verweisen. Die dadurch hervorgerufenen ver- 
mehrten Gefahren für Fußgänger, insbesondere für Kinder und 
alte Menschen, die vermehrten Belastungen der Ortschaften durch 
Erschütterung, Lärm und Abgase lassen wegen solcher Folgen 
eine derartige Beschränkung der Mindestgeschwindigkeit aller 
Kraftfahrzeuge auf Autobahnen nicht zu. 
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XI. 20. Abgeordneter Welche Schritte will die Bundesregierung er- 

Feilermaier greifen, um den raschen Erlaß der gemeinsa- 

men EWG-Vorschriften für das Fahrpersonal 
von Omnibussen und LKW im Interesse der 
dringenden Verbesserung der Verkehrssicher- 
heit vor allem auf den Autobahnen und Fern- 
straßen zu erreichen, nachdem durch die Ein- 
führung gemeinsamer EWG-Regeln für den 
grenzüberschreitenden Personenverkehr mit 
Kraftomnibussen die Beförderung von der Ge- 
nehmigung seitens eines anderen EWG-Mit- 
gliedstaates als desjenigen, in dem das Fahr- 
zeug zugelassen ist, befreit wurde? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 2. September 1966 

Die Verordnung Nr. 117/66/EWG des Rates vom 28. Juli 1966 
über die Einführung gemeinsamer Regeln für den grenzüber- 
schreitenden Personenverkehr mit Kraftomnibussen (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften S. 2688/66) bezweckt die Libe- 
ralisierung bestimmter Beförderungen auf dem Gebiete des Ge- 
legenheitsverkehrs und stellt insoweit gemeinsame Regeln für 
den grenzüberschreitenden Straßen-Personenverkehr auf. Vor- 
schriften im Interesse der Verkehrssicherheit sind hier nicht ent- 
halten. 

Die EWG-Kommission hat aber am 22. Juli 1966 dem Rat den 
Vorschlag einer ersten Verordnung über bestimmte Sozialvor- 
schriften im Straßenverkehr vorgelegt. Diese Verordnung behan- 
delt die Zusammensetzung des Fahrpersonals (Mindestalter, 
körperliche und berufliche Eignung, Anzahl der Mitglieder des 
Fahrpersonals), die Lenkungszeiten, die tägliche Ruhezeit, die 
Kontrolle und Strafen sowie bestimmte Kosten des Fahrperso- 
nals. 

Bereits am 28. Juli 1966 hat der EWG-Ministerrat diesen Ver- 
ordnungs-Vorschlag an das Europäische Parlament und den Wirt- 
schafts- und Sozialausschuß zur Anhörung überwiesen. Die Stel- 
lungnahme der Bundesregierung zum Verordnungs-Vorschlag 
soll unverzüglich ausgearbeitet werden. Wir haben uns zu die- 
sem Zweck bereits mit dem Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung in Verbindung gesetzt. Ich beabsichtige, den deut- 
schen Mitgliedern der fachlichen Gruppe „Verkehr" des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses und des Verkehrsausschusses des 
Europäischen Parlaments zu einem möglichst frühen Zeitpunkt 
die Haltung der Bundesregierung zu erläutern. Ich hoffe, daß 
ich auf diese Weise zu einem baldigen Erlaß der Verordnung 
beitragen kann. 

XI. 21. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
Dröscher für die unter den Geltungsbereich des „Lohn- 

tarifvertrages für die Arbeiter der Deutschen 
Bundesbahn nach der noch gültigen Verfü- 
gung der Hauptverwaltung der Deutschen 
Bundesbahn vom 26. Juli 1948 — 11.121 P 
1 1 — fallenden Arbeitnehmer bei den aus 
politischen Gründen entlassenen oder beur- 
laubten Arbeitern die Unterbrechungszeit 
nicht auf die Dienstzeit angerechnet werden 
kann, während die Anrechnung bei dem Per- 
sonenkreis der Beamten nach den neuen 
gesetzlichen Bestimmungen möglich ist? 
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Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 7. September 1966 

Die Möglichkeit der Anrechnung einer nach 1945 amtlos ver- 
brachten Zeit beruht für die Bundesbeamten auf gesetzlichen 
Vorschriften des Bundesbeamtengesetzes und des Bundesbe- 
soldungsgesetzes. Die Dienstzeitberechnung für die Arbeitneh- 
mer des Bundes einschließlich derjenigen der Deutschen Bundes- 
bahn ist gesetzlich nur für den Bereich des G 131 geregelt, im 
übrigen ist sie der Vereinbarung der Tarifpartner Vorbehalten. 
Daß Unterbrechungen des Arbeitsverhältnisses aus Anlaß des 
Zusammenbruchs im Jahre 1945 bisher nicht als Dienstzeit ange- 
rechnet werden, gilt nicht nur nach dem Lohntarifvertrag für die 
Arbeiter der Deutschen Bundesbahn. Auch für die übrigen Arbeit- 
nehmer des Bundes kann die Zeit der Nichtbeschäftigung nach 
dem Zusammenbruch bis zur Wiedereinstellung in den öffent- 
lichen Dienst bei der Dienstzeitfestsetzung nicht berücksichtigt 
werden; das ergibt sich aus § 20 Abs. 2 BAT und § 7 Abs. 2 
MTB II. Solange der Bund diesen Grundsatz aufrecht erhält, ist 
auch die Deutsche Bundesbahn (im Hinblick auf § 14 Abs. 5 des 
Bundesbahngesetzes) gehalten, bei ihren eigenen Tarifverträgen 
hiervon nicht abzu weichen. 


XI. 22. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung, angesichts 

Dröscher der notwendigen Gleichheit aller vor dem 

Gesetz, die Tatsache, daß im Bereich des Saar- 
landes eine günstigere Länderregelung be- 
steht, die z. B. den im Saarland wohnenden 
Bediensteten der Bundesbahndirektion Saar- 
brücken die Anrechnung solcher Zeiten 
möglich macht, während sie bei denen im 
Lande Rheinland-Pfalz wohnenden Bedienste- 
ten derselben Bundesbahndirektion aufgrund 
der Bundesregelung unmöglich ist? 


Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 7. September 1966 

Eine Anrechnung von Unterbrechungen des Arbeitsverhält- 
nisses infolge des Zusammenbruchs 1945 auf die Dienstzeit der 
Arbeitnehmer erfolgte im Saarland nur bis zur Eingliederung 
auf Grund eines Erlasses des Saarländischen Ministers des 
Innern aus dem Jahre 1955. Seit der Eingliederung gilt das 
übereinstimmende Tarifrecht für die Arbeitnehmer des Bundes 
auch im Saarland. So kann eine unterschiedliche Dienstzeitbe- 
rechnung für Arbeitnehmer der Deutschen Bundesbahn im Bereich 
der Bundesbahndirektion Saarbrücken bestehen, wenn einem 
bereits vor der Eingliederung im Saarland beschäftigten Arbeit- 
nehmer auf Grund des früheren saarländischen Rechts eine 
Unterbrechungszeit nach 1945 angerechnet war, während eine 
solche Anrechnung für die außerhalb des Saarlandes beschäftig- 
ten Arbeitnehmer nicht möglich gewesen ist. Nach der nunmehr 
geltenden Rechtslage ist die Anrechnung für alle Arbeitnehmer 
unbeschadet der Aufrechterhaltung des Besitzstandes der frühe- 
ren saarländischen Eisenbahner gleichermaßen nicht zulässig. 


XI. 23. Abgeordneter Ist die Bundesregierung, deren Staatssekretär 
Dröscher im Bundesverkehrsministerium am 21. Septem- 

ber 1965 geschrieben hat, daß die vorgesehe- 
nen Maßnahmen zur Verbesserung der höhen- 
gleichen Kreuzung der Bahnlinie in Norheim 
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(Nahe) bekannt seien und so rasch wie möglich 
bearbeitet werden sollen, bereit, die nach 
Auskunft der Bundesbahndirektion Saarbrük- 
ken vom 25. Januar 1964 seit dem Jahr 1959 
laufenden Bemühungen finanziell dergestalt 
zu unterstützen, daß die Maßnahme endlich 
durchgeführt werden kann, nachdem die Bun- 
desbahndirektion Saarbrücken jetzt mitgeteilt 
hat, daß der auf die Deutsche Bundesbahn 
entfallende Kostenanteil zur Zeit nicht aufge- 
bracht werden könne? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 8. September 1966 

Die von Ihnen angesprochene Kreuzungsmaßnahme in Nor- 
heim/Nahe umfaßt die Verlegung eines Bahnübergangs im Zuge 
der Landstraße 235 sowie den Ersatz eines kommunalen Fuß- 
wegübergangs durch eine Fußgängerunterführung. In der am 
26. Mai/30. Juni 1965 zwischen den Gemeinden Norheim und der 
Deutschen Bundesbahn (Bundesbahndirektion Saarbrücken) ge- 
troffenen Kreuzungsvereinbarung hatten die Beteiligten vorge- 
sehen, daß der Bund nach § 13 Abs. 1 Satz 2 des Eisenbahn- 
kreuzungsgesetzes (EKrG) in Höhe eines Sechstels der Kosten 
für die Fußgängerunterführung zu den Gesamtkosten des Vor- 
habens beitragen sollte. Die Ihnen zugesagte umgehende Prü- 
fung der mir am 14. März 1966 zur Genehmigung nach § 5 EKrG 
vorgelegten Kreuzungsvereinbarung ergab, daß die Errichtung 
der Fußgängerunterführung als Folgemaßnahme der Verlegung 
des Bahnübergangs im Zuge der Landstraße 235 anzusehen ist. 
Die Kosten hierfür sind daher nach dem EKrG ebenso wie die 
übrigen Kosten des Gesamtvorhabens von der Deutschen Bun- 
desbahn, der Gemeinde Norheim und dem Land Rheinland-Pfalz 
zu tragen, so daß eine unmittelbare finanzielle Förderung der 
Kreuzungsmaßnahme durch den Bund entfällt. 

Im übrigen verfolge ich mit wachsender Besorgnis, daß es der 
Deutschen Bundesbahn in Anbetracht ihrer stark angespannten 
Liquiditätslage und der Lage auf dem Kapitalmarkt seit dem 
Herbst 1965 immer mehr erschwert, ja unmöglich geworden ist, 
die Mittel zur Finanzierung ihrer Anteile an den Kosten erfor- 
derlicher und dringlicher Kreuzungsmaßnahmen zu beschaffen 
und bereitzustellen. Ob es mir mit Unterstützung des Herrn 
Bundesministers der Finanzen gelingen wird, hier Abhilfe zu 
schaffen, läßt sich auf Grund der angespannten Haushaltslage 
des Bundes und der ungünstigen Verhältnisse auf dem Kapital- 
und Geldmarkt zur Zeit nicht übersehen. Jedenfalls müssen sich 
meine Bemühungen besonders auf Kreuzungsmaßnahmen er- 
strecken, die zwischen Bundesbahn und Bundesfernstraßen not- 
wendig werden. 

XI. 24. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 
Dr. Müller-Emmert gierung im Interesse der Verhinderung von 
Verkehrsunfällen zu unternehmen, an denen 
in ausländischen Staaten zugelassene Kraft- 
fahrzeuge beteiligt sind und die ihre Ursache 
in nach der deutschen Straßenverkehrs-Zulas- 
sungs-Ordnung verbotenen Verhaltensweisen 
haben, um beschleunigt zu erreichen, daß die 
Bestimmungen der deutschen Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung auch für ausländische 
Fahrzeuge gelten, die auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik am Straßenverkehr teilneh- 
men? 
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Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 7. September 1966 

Die noch heute gültige Verordnung über internationalen Kraft- 
fahrzeugverkehr (VInt) läßt außerdeutsche Kraftfahrzeuge, die 
nach den Bestimmungen ihres Heimatstaates dort auf öffentlichen 
Straßen verkehren dürfen, grundsätzlich zum vorübergehenden 
Verkehr im Bundesgebiet zu. Die Führer solcher Kraftfahrzeuge 
haben die deutschen Verkehrsvorschriften zu befolgen; darunter 
fällt z. B. auch die Einhaltung der in § 15 a Slraßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung (StVZO) enthaltenen Bestimmungen über 
Höchstdauer der Lenkung, über Ruhepausen und über Ruhe- 
zeiten. Außerdeutsche Kraftfahrzeuge und ihre Anhänger müssen 
ferner in ihren Gewichten und Abmessungen den deutschen 
Vorschriften (§§ 32, 34 StVZO) entsprechen. Sie müssen selbst- 
verständlich verkehrssicher sein; ist dies nicht der Fall, kann 
ihr Betrieb nötigenfalls beschränkt oder ganz untersagt werden 
(§ 11 Abs. 1 VInt, § 17 StVZO). Darüber hinaus brauchen sie 
jedoch den Bau- und Betriebsvorschriften der Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung nicht in jeder Hinsicht zu entsprechen. 

In Erkenntnis der Tatsache, daß der Verkehrssicherheit in 
Bezug auf die vorübergehende Teilnahme im Ausland zugelas- 
sener Kraftfahrzeuge am innerdeutschen Straßenverkehr ain 
wirkungsvollsten durch internationale Vereinbarungen über die 
Beschaffenheit dieser Fahrzeuge gedient werden kann, hat die 
Bundesregierung Bemühungen in dieser Richtung stets unter- 
stützt und nachhaltig gefördert. Sie begrüßt es deshalb, daß die 
Vereinten Nationen ein neues weltweites Abkommen über den 
Straßenverkehr an die Stelle der Abkommen vom 24. April 1926 
und vom 19. September 1949 setzen wollen. Im Entwurf des 
Abkommens, zu dessen Fertigstellung eine Weltkonferenz im 
Frühjahr 1968 stati finden soll, ist vorgesehen, die Vorschriften 
über Bau und Betrieb der Kraftfahrzeuge und ihrer Amhänger 
im internationalen Verkehr dem Sicherheitsbedürfnis entspre- 
chend zu präzisieren und zu verbessern. Die Bundesregierung 
ist an der Ausarbeiung dos Abkommens beteiligt. Sie ist selbst- 
verständlich bestrebt, daß möglichst viele Regelungen des deut- 
schem Straßenverkehrsrechts in das Abkommen übernommen 
werden. Sie muß andererseits aber auch um der Vorteile willen, 
die ein weltweites Abkommen über den Straßenverkehr für die 
Verkehrssicherheit mit sich bringt, berücksichtigen, daß ein 
solches weltweites Abkommen nur erreichbar ist, wenn sein 
Inhalt den nicht immer gleichen Verhältnissen einer möglichst 
großen Zahl von Staaten Rechnung trägt. 

Die Bundesregierung arbeitet darüber hinaus auch auf ande- 
ren Ebenen daran mit, daß die nationalen Vorschriften über 
Beschaffenheit und Ausrüstung der Kraftfahrzeuge mehr und 
mehr einander angegiiehen und dadurch Gefahrenquellen weit- 
gehend ausgeschlossen werden. Das gilt sowohl für die Tätigkeit 
der Wirtschaftskommission für Europa (ECE) als auch für die 
Arbeit der Kommission und des Ministerrats der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft. Ich erwähne in diesem Zusammenhang 
z. B. das bei der ECE geschlossene Übereinkommen über die 
gegenseitige Anerkennung der Bauartgenehmigung von Fahr- 
zeugteilen vom 20. März 1958 (vgl. Bundesgesetzbl. 1965 II 
S. 857), ferner von zahlreichen Empfehlungen diejenige über 
Biemsen, die unter maßgeblicher deutscher Beteiligung erarbeitet 
worden ist und die auch die Grundlage für eine in Vorbereitung 
befindliche Richtlinie des Rates der EWG über die Anforderungen 
an Bremsen bildet. Weitere EWG-Richtlinienentwürfe betreffen 
z. B. die Fahrtrichtungsanzeiger, das Sicherheitsglas, die Beleuch- 
tungsvorschriften und die Geräuschmessung. 
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Erhebliche Bedeutung kommt auch dem von der EWG-Kommis- 
sion aufgestellten Entwurf einer ersten Verordnung über be- 
stimmte Sozialvorschriften im Straßenverkehr bei. Die Verord- 
nung behandelt u. a. in Anlehnung an die Bestimmungen des 
§ 15 a StVZO die Lenkungszeiten, die Pausen und die tägliche 
Ruhezeit. 

Schließlich setzt sich die Bundesregierung im Rahmen der Euro- 
päischen Konferenz der Verkehrsminister (CEMT) nachdrücklich 
für eine Angleichung der nationalen Straßenverkehrsvorschriften 
zur Verbesserung der Verkehrssicherheit ein. Zum Themenkreis 
der CEMT-Beratungen gehören auch Fragen der äußeren und 
inneren Sicherheit der Kraftfahrzeuge. 


XI. 25. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in Anbetracht der 
Dr. Müller-Emmert Tatsache, daß durch die am 20. Juli 1966 durch 
die Hohe Behörde der Montanunion ergan- 
gene Entscheidung über die Genehmigung von 
Ausnahmetarifen der Deutschen Bundesbahn 
für die Beförderung von Kohle und Stahler- 
zeugnissen von und nach dem Saarland der 
Versuch, das saarländische und pfälzische 
Standortproblem durch potentielle Wettbe- 
werbstarife zu lösen, gescheitert ist, nunmehr 
im Interesse der Verhinderung einer weiteren 
Verzögerung des Baubeginnes bereit, den Auf- 
trag für das Vorprojekt des Saar-Pfalz-Kana- 
les, das durch Mittel des Saarlandes, des Lan- 
des Rheinland-Pfalz und des Saar-Pfalz-Kanal- 
Vereins von insgesamt 1,5 Millionen DM fi- 
nanziell sichergestellt ist, beschleunigt zu ver- 
geben? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr.-Ing. Seebohm 
vom 9. September 1966 

Die Als-ob-Tarifmaßnahmen, welche die Deutsche Bundes- 
bahn zur Verhinderung des Baues eines Saar-Pfalz-Kanals er- 
griffen hat, können nicht — wie dies in der Anfrage geschehen 
ist — als gescheitert bezeichnet werden. Nach der Rechtsauf- 
fassung der Bundesregierung handelt es sich hierbei um Wett- 
bewerbstarife. Die Bundesregierung hat wegen der für sie nicht 
annehmbaren Entscheidung der Hohen Behörde Nr. 14/66 vom 
20. Juli 1966 Klage vor dem Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften erhoben. 

Zu Ihrer Frage wegen der Vergabe eines Auftrags für das 
Vorprojekt zum Bau eines Saar-Pfalz-Kanals ist darauf hinzu- 
weisen, daß damit — soweit erforderlich • — die bereits vor- 
liegenden Unterlagen den heutigen Verhältnissen angepaßt wer- 
den sollen. Die ergänzenden technischen Untersuchungen und 
die Ausarbeitung eines neuen Rahmenentwurfs können in Auf- 
trag gegeben werden, sobald dafür die haushaltsmäßigen Voraus- 
setzungen geschaffen sind. In den Entwurf des Bundeshaushalts- 
planes für das Rechnungsjahr 1967 ist deshalb bei Kapitel 12 03 
ein Leertitel aufgenommen worden, bei dem die von den Regie- 
rungen des Saarlandes und des Landes Rheinland-Pfalz sowie 
vom Saar-Pfalz-Kanal-Verein für diesen Zweck angebotenen 
Mittel vereinnahmt werden. 

Entsprechende Aufträge können nach Verabschiedung des 
Haushaltsgesetzes 1967 und nach Eingang der Beträge erteilt 
werden. 
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XII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 

Wann gedenkt die Bundesregierung den Sen- 
der auf dem Hohen Bogen für die 3. Fernseh- 
kette in Bayern freizugeben, nachdem keiner- 
lei zusätzliche Kosten zu erwarten sind und 
die personelle Betreuung durch den Bayeri- 
schen Rundfunk durchgeführt werden wird? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Stüdden 
vom 18. August 1966 

Der Sender Hoher Bogen für das 3. Fernsehprogramm kann 
erst mit der Ausstrahlung beginnen, wenn er in den für ihn 
vorgesehenen Räumen des Bayerischen Rundfunks aufgebaut ist. 
In diesem Zusammenhang entstehen noch bedeutende Kosten, 
die wegen der mir auferlegten Kürzung der Investitionsmittel 
bis auf weiteres nicht zur Verfügung stehen, so daß ich Ihnen 
leider z. Z. keinen Termin für den Sendebeginn nennen kann. 

Die personelle Betreuung der Sendeanlage werde ich durch 
eigene Kräfte vornehmen lassen. Auch für die von Ihnen ange- 
nommene Betreuung durch Kräfte des Bayerischen Rundfunks 
müßte ich die entstehenden Kosten dem Bayerischen Rundfunk 
erstatten. 

XII. 2. Abgeordneter Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, 
Schmidt durch eine baldige Inbetriebnahme des Sen- 

(Kempten) ders Hof auch für die 3. Kette des Fernsehens 

die Ausstrahlung in die sowjetisch besetzte 
Zone mit ihren positiven Auswirkungen zu 
verstärken? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Stückten 
vom 18. August 1966 

Die Fernsehsendeanlage Hof für das 3. Fernsehprogramm wird 
nach Fertigstellung des neuen Betriebsgebäudes aufgebaut wer- 
den. Es wird angestrebt, die Fernsehsendeanlage Hof zur Aus- 
strahlung des 3. Fernsehprogramms bis Herbst 1967 in Betrieb 
zu nehmen. 

Da die Sender des 3. Programms wie die des 2. Programms 
im Ultrahochfrequenz-Bereich arbeiten, wird die Ausstrahlung 
des Senders Hof in Richtung Zonengrenze durch vorgelagerte 
Höhen beeinträchtigt, so daß ein wesentlicher Anteil an der 
Zonenversorgung vom Sender Hof nicht zu erwarten ist. Außer- 
dem ist die Mehrzahl der Fernsehempfänger in der SBZ für den 
Empfang von Ultrahochfrequenz-Sendern nicht geeignet. 

Die Ausstrahlung des 1. Programms vom Ochsenkopf auf 
Kanal 4 reicht wegen der besseren Ausbreitungsbedingungen 
viel weiter. 

XII. 3. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
Schmidt daß die Versorgung mit dem 3. Fernsehpro- 

(Kempten) gramm nicht nach der Besiedelungsdichte des 

Raumes errechnet werden kann, sondern daß 
es gerade darauf ankommt, in dünner besie- 
delte Bereiche mit Hilfe des 3. Programms eine 
weitere kulturelle Ausstrahlung zu erreichen? 


XII. 1. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 
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Schriftliche Antwort des Bundesministers Stückten 
vom 18. August 1966 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß die Versorgung der 
Bevölkerung mit dem 3. Programm zunächst in den Gebieten 
mit großer Bevölkerungszahl vorgenommen werden sollte. Erst 
nach dem Aufbau der für diese Gebiete erforderlichen Sender 
mit starker Leistung, die nicht nur Ballungszentren, z. B. Groß- 
städte, sondern auch weite ebene Flächen mit oft weit zerstreut 
liegenden kleinen Siedlungen versorgen, ist es möglich, diese 
starken Sender für die Speisung einer größeren Anzahl von 
Frequenzumsetzern zu benutzen und damit die Versorgung in 
denjenigen dünn besiedelten Gebieten sicherzustellen, die wegen 
ihrer Lage in engen Tälern über Großsender nicht versorgt wer- 
den können. 


XII. 4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Zivilblin- 
Cramer den auf Antrag bei der Errichtung eines eige- 

nen Fernsprechanschlusses wie den Kriegs- 
blinden ermäßigte Grundgebühren und Ein- 
richtungskosten zu berechnen? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Stücklen 
vom 8. September 1966 

Die Deutsche Bundespost sieht sich leider nicht in der Lage, 
die auf den Kreis der kriegsblinden Fernsprechteilnehmer seit 
jeher beschränkte Vergünstigung hinsichtlich Einrichtungs- und 
monatlicher Grundgebühr auf weitere Personenkreise auszudeh- 
nen. 

Die den Kriegsblinden gewählte Vergünstigung besteht darin, 
daß sie statt der Einrichtungsgebühr von üblicherweise 90 DM 
und der monatlichen Grundgebühr, die zwischen 9 DM und 
18 DM liegen kann, lediglich eine Gesamtgebühr entrichten und 
zwar für Einzelanschlüsse monatlich 6,75 DM und für Zweier- 
anschlüsse 5,75 DM im Monat. 

Die Gebührenregelung für Kriegsblinde besteht seit dem 
Jahre 1931. Für die Regelung war die Tatsache entscheidend, 
daß damals nur ein beschränkter Personenkreis in Frage kam, 
der nicht zunahm, sondern sich nach und nach verringerte. Schon 
damals war ausdrücklich festgeiegt worden, daß die Regelung 
auf Kriegsblinde beschränkt bleiben müsse, daß also eine Aus- 
dehnung auf andere Kreise nicht in Betracht komme. Dabei war 
berücksichtigt worden, daß die Post als eigenwirtschaftlicher 
Betrieb nicht zur Erfüllung allgemeiner Sonderaufgaben, zu 
denen die Betreuung der Blinden und anderer Schwerkörper- 
behinderten usw, gehört, berufen ist. 

Nach 1945 wurde die Sonderregelung auch auf die Kriegsblin- 
den des zweiten Weltkrieges angewendet. Dabei wurde nach 
eingehenden Überlegungen erneut festgestellt, daß es nach wie 
vor nicht Aufgabe der Deutschen Bundespost sei, anderen Körper- 
behinderten in gleicher Weise entgegenzukommen. 

An Anregungen, die Sonderregelung für Kriegsblinde auch auf 
andere Personenkreise auszudehnen, die vergleichbar schwer vom 
Schicksal heimgesucht wurden, hat es, solange die Sonderrege- 
lung besteht, nicht gefehlt. Das Verlangen nach Gleichstellung 
mit den Kriegsblinden wird nicht nur von den Zivilblinden, son- 
dern auch von anderen Schwerkriegsverletzton und anderen 
Schwerkörperbehinderten erhoben. Es handelt sich hierbei außer 
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den Zivilblinden um eine nicht unbeträchtliche Anzahl von Per- 
sonen, wie z. B. Hirnverletzte und Querschnittsgelähmte. Abge- 
sehen davon, daß es auch schwierig wäre, einen erweiterten Per- 
sonenkreis abzugrenzen, muß ich aber vor allem darauf hin- 
weisen, daß durch jede Ausweitung der den Kriegsblinden zuge- 
standenen Gebührenvergünstigung für die Deutsche Bundespost 
eine spürbare finanzielle Belastung eintreten würde, ohne daß 
ein Aufgabenbereich der Deutschen Bundespost z. B. hinsichtlich 
der Fürsorge für Zivilblinde auf dem Gebiet des Fernsprech- 
wesens bestünde. 

Dagegen wird nach dem Bundessozialhilfegesetz in besonderen 
Fällen Personen, die wegen Hilflosigkeit infolge Krankheit oder 
Behinderung pflegebedürftig sind, unter den im Gesetz festge- 
leglen einkommensmäßigen Voraussetzungen auch Hilfe zur 
Unterhaltung eines Fernsprechanschlusses gewährt werden kön- 
nen, wenn dies im Einzelfall zur Durchführung einer ordnungs- 
gemäßen Pflege geboten ist. Dies gilt auch für Zivilblinde, die 
wegen zusätzlicher Leiden pflegebedürftig sind. 

XII. 5. Abgeordneter Wird der Bundespostminister veranlassen, daß 
Dr. Müller-Emmert in kleineren Orten, in denen sich Postdienst- 
stellen befinden, öffentliche Fernsprechhäus- 
chen errichtet werden, damit von diesen Orten 
aus ohne Einschaltung der Postdienststelle 
außerhalb der Dienstzeit (insbesondere nachts, 
samstags nachmittags und an Sonn- und Feier- 
tagen) Ferngespräche geführt werden können? 

Schriftliche Antwort des Bundesministers Stückten 
vom 14. September 1966 

Wie schon Staatssekretär Dr. Steinmetz am 24. Februar 1965 
in der Fragestunde des Deutschen Bundestages ausgeführt hat, 
strebt die Deutsche Bundespost seit 1964 eine erhebliche Ver- 
mehrung der öffentlichen Münzfernsprecher in den Landgemein- 
den an. So stieg 1965 die Anzahl der Münzfernsprecher um 
2800 auf rund 25 000 Stück an. Für 1966 ist mit einer Vermeh- 
rung von rund 4000 Münzfernsprechern zu rechnen. ■ Auch im 
kommenden Rechnungsjahr werde ich, insbesondere wegen der 
zu erwartenden großen Finanzierungsschwierigkeiten, die sich 
u. a. auf die Herstellung von privaten Hauptanschlüssen negativ 
auswirken werden, dem Ausbau der öffentlichen Sprechstellen 
mein besonderes Augenmerk zuwenden. 

Wegen der hohen Investitionskosten bei öffentlichen Münz- 
fernsprechern — sie betragen einschließlich des Fernsprech- 
häuschens z. Z. etwa 7000 DM je öffentliche Sprechstelle — 
kann ich wirtschaftliche Überlegungen nicht außer acht lassen. 
Ich habe jedoch zugestanden, daß die öffentlichen Sprechstellen 
nicht mehr einzeln, sondern nur in ihrer Gesamtheit wirtschaftlich 
sein müssen. So sollen z. B. die in großen Städten erwirtschafte- 
ten Mehreinnahmen mit den meist bei Münzfernsprechern in 
kleineren Orten zu verzeichnenden Mindererträgen aufgerechnet 
werden. Trotz dieser günstigeren Regelung ist damit zu rech- 
nen, daß im allgemeinen Münzfernsprecher erst erstellt werden 
können, wenn ein durchschnittliches monatliches Gebührenauf- 
kommen von etwa 100 DM zu erwarten ist, das sind z. B. täglich 
etwa 1 bis 2 Ortsgespräche und 2 bis 3 Ferngespräche. 

Weil auch diese geringere Inanspruchnahme in vielen kleine- 
ren Ortschaften und Flecken nicht erreicht wird, lasse ich zur 
Zeit prüfen, ob in diesen Orten der Investitionsaufwand für die 
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öffentliche Sprechstelle mit Münzfernsprecher dadurch gesenkt 
werden kann, daß der dienstliche Fernsprechanschluß der jewei- 
ligen Postanstalt mit einem öffentlichen Münzfernsprecher ge- 
koppelt wird. Hierbei wäre ein Betriebsablauf wie z. B. bei den 
sogenannten „Zweieranschlüssen" denkbar. Notfalls müßte der 
Münzfernsprecher während der Öffnungszeiten der Postanstalt 
außer Betrieb gesetzt und Gespräche in dieser Zeitspanne am 
Schalter abgewickelt werden. Das Ergebnis der Untersuchungen 
bzw. des Betriebsversuchs steht noch aus, so daß ich hierüber 
erst zu späterer Zeit endgültig entscheiden kann. 

Sie mögen aus meinen Ausführungen erkennen, daß ich be- 
strebt bin, auch in den kleineren Orten des Bundesgebietes im 
Rahmen des wirtschaftlich Vertretbaren einen zeitlich uneinge- 
schränkten Fernsprechverkehr von öffentlichen Sprechstellen aus 
zu ermöglichen. 


XIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Familie und Jugend 


XIII. 1. Abgeordneter Kennt die Bundesregierung den Artikel „Kin- 
Ott dergeld für Gastarbeiter" in der Juli-Ausgabe 

der Zeitschrift des Bundes „Der Steuerzah- 
ler"? 


Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Barth 
vom 25. August 1966 

Der von Ihnen erwähnte Artikel ist mir bekannt. Es handelt 
sich dabei um eine Leserzuschrift, die inhaltlich teilweise nicht 
richtig ist. So wird z. B. ausgeführt, daß für die Gewährung von 
Kindergeld die Herkunft des Gastarbeiters gleichgültig sei und 
auch nicht lange gefragt werde, ob der Betreffende das Kinder- 
geld für den Unterhalt der Kinder verwende oder für sich selbst 
„mißbrauche". Dazu ist festzustellen: 

Ein großer Teil der in der Bundesrepublik Deutschland beschäf- 
tigten ausländischen Arbeitnehmer erhält das Kindergeld nach 
den Rechtsvorschriften der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
die in Deutschland ebenso wie in den übrigen Mitgliedstaaten 
der EWG unmittelbar anwendbares Recht sind. Darüber hinaus 
wird das Kindergeld nur den Angehörigen solcher Staaten ge- 
währt, mit denen Deutschland umfassende Gegenseitigkeitsab- 
kommen über die Soziale Sicherheit abgeschlossen hat. 

Verwendet ein kindergeldberechtigter Arbeitnehmer aus einem 
anderen Land der EWG das Kindergeld nicht für den Unterhalt 
der Kinder, so wird nach Verordnung Nr. 3 der EWG das Kinder- 
geld an die Person oder Stelle im Wohnland der Kinder gezahlt, 
die tatsächlich für die Kinder sorgt. Mit anderen Ländern sind 
ähnliche Regelungen in Vorbereitung. 


XIII. 2. Abgeordneter Ist es richtig, daß Kindergeldzahlungen auch 
Ott für den Monat Januar bezahlt werden, wenn- 

gleich die Gastarbeiter schon im Dezember 
nach Hause zurückkehren und keine einzige 
Stunde mehr im Januar in der Bundesrepublik 
arbeiten? 
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Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Barth 
vom 25. August 1966 

Kindergeld wird an ausländische Arbeitnehmer für Monate ge- 
währt, in denen sie in der Bundesrepublik als Arbeitnehmer be- 
schäftigt waren. Sofern das Arbeitsverhältnis z. B. bis einschließ- 
lich 1. Januar bestanden hat, ist das Kindergeld grundsätzlich 
noch für diesen Monat zu zahlen. Wenn daher, wie in dem in der 
Leserzuschrift genannten Beispiel, im Baugewerbe mit Rücksicht 
auf den Lohnausgleich für die Zeit der Weihnachtsfeiertage bis 
einschließlich Neujahrstag das Arbeitsverhältnis bis einschließ- 
lich 1. Januar fortgesetzt wird, so führt dies auch noch für Januar 
zum Anspruch auf Kindergeld. In der Regel endet aber im Bau- 
gewerbe das Arbeitsverhältnis der ausländischen Arbeitnehmer 
bereits im Dezember; dann besteht für Januar kein Anspruch auf 
Kindergeld. 

XIII. 3. Abgeordneter Wie hoch ist der Anteil an den jährlich 

Ott 2,75 Milliarden DM Kindergeldzahlungen für 

inländische und ausländische Empfänger, und 
wie ist das prozentuale Verhältnis der Gast- 
arbeiterfamilien zu den deutschen Familien? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Barth 
vom 25. August 1966 

Eine genaue Aufteilung der nach dem Bundeskindergeldgesetz 
gezahlten Leistungen in dem von Ihnen gewünschten Sinne ist 
nach den Unterlagen der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung nicht möglich. Fest steht jedoch, 
daß von den Berechtigten, die z. Z. Kindergeld beziehen, nur 
7,4 v. H. ausländische Arbeitnehmer sind. Die Berechtigten mit 
Wohnsitz im Geltungsbereich des Bundeskindergeldgesetzes er- 
halten Kindergeld im Durchschnitt für ewa 2,3 Kinder, die aus- 
ländischen Arbeitnehmer für etwa 2,5 Kinder. 

XIII. 4. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung den im 
Dr. Wuermeling Widerspruch zur Regierungserklärung vom 
November 1965 stehenden fortdauernden stil- 
len und offenen Abbau des Familienlastenaus- 
gleichs zu beenden? 

Schriftliche Antwort des Staatssekretärs Dr. Barth 
vom 12. September 1966 

Da die Entscheidungen, die die Bundesregierung am 26. Au- 
gust 1966 zum Ausgleich des nächsten Bundeshaushalts getroffen 
hat, bisher noch nicht durch eine mittelfristige Haushaltsplanung 
ergänzt werden konnten, sehe ich mich leider außerstande, Ihre 
Frage schon heute zu beantworten. 


XIV. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 

Abgeordneter Welche gesetzgeberischen Schritte gedenkt die 
Dr. Klepsch Bundesregierung zu unternehmen, um die Vor- 

aussetzungen für die Verwirklichung der 
Empfehlungen des Wissenschaftsrates zur 
Neuordnung des Studiums an den wissen- 
schaftlichen Hochschulen zu schaffen? 
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Schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. Stoltenberg 
vom 1. September 1966 

Auf Ihre oben erwähnte Anfrage an die Bundesregierung teile 
ich Ihnen mit, daß eine gleichlautende Frage des Abgeordneten 
Moersch bereits in der Fragestunde des Bundestages am 29. Juni 
1966 auf der Tagesordnung gestanden hat. Ich habe damals ge- 
antwortet: Die Verwirklichung der Empfehlungen zur Neuord- 
nung des Studiums ist vor allem Sache der Kultusverwaltungen 
der Länder und der wissenschaftlichen Hochschulen. Der Bundes- 
gesetzgeber kann nur dort, wo er die Voraussetzungen für die 
Ausübung eines akademischen Berufes zu regeln hat, mittelbar 
die Verwirklichung der Empfehlungen fördern, indem er die 
Anforderungen an die Studiendauer entsprechend den Empfeh- 
lungen festsetzt. Eine derartige Zuständigkeit des Bundes ist z. B. 
für die Regelung der Zulassung zu den Heilberufen und der 
Tätigkeit in der Justiz und der Bundesverwaltung gegeben. 


XV. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 


XV. 1. Abgeordneter Entspricht das deutsche Fleischbeschaurecht 
Dr. Jungmann noch den heutigen wissenschaftlichen Erkennt- 
nissen, den heutigen technischen Gegeben- 
heiten und den Auswirkungen der Liberali- 
sierung des internationalen Fleischhandels? 

Schriftliche Antwort der Bundesministerin Dr. Schwarzhaupt 
vom 19. August 1966 

Das deutsche Fleischbeschaurecht ist nach 1945 durch zahl- 
reiche Änderungen und Ergänzungen jeweils den fortschreitenden 
wissenschaftlichen Erkenntnissen sowie der technischen Entwick- 
lung angepaßt worden. 

Besonders zu erwähnen sind die Novelle zum Fleischbeschau- 
gesetz vom 15. März 1960 sowie das Gesetz zur Durchführung 
der Richtlinie des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim innergemein- 
schaftlichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch vom 28. Juni 
1965. Durch diese Gesetze wurden insbesondere die fleischhy- 
gienerechtlichen Vorschriften für den internationalen Handel mit 
Fleisch und Fleischerzeugnissen völlig neu geregelt. Von Bedeu- 
tung für den Gesundheitsschutz des deutschen Verbrauchers sind 
vor allem die Vorschriften über die Zulassung und die tierärzt- 
liche Überwachung der ausländischen Schlachthöfe und Fleisch- 
verarbeitungsbetriebe, in denen Fleisch und Fleischerzeugnisse 
zum Export in die Bundesrepublik gewonnen und hergestellt 
werden, sowie über die im Ausland durchzuführende, den In- 
landsbestimmungen entsprechende tierärztliche Untersuchung der 
Schlachttiere und des Fleisches. 

Durch eine Verordnung zur Änderung der Ausführungsbestim- 
mungen A über die Untersuchung und gesundheitspolizeiliche 
Behandlung der Schlachttiere und des Fleisches bei Schlachtun- 
gen im Inland vom 1. August 1960 wurden u. a. die Vorschriften 
über die Untersuchung und Beurteilung der Schlachttiere, die an 
Tuberkulose, Salmonellose, Cysticercose (Rinderfinnen), Brucel- 
lose oder Listeriose erkrankt sind, nach dem Stand der Wissen- 
schaft neu gefaßt. Seit dem Bestehen des Bundesministeriums 
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für Gesundheitswesen sind 13 weitere Verordnungen erlassen 
worden, um die fleischbeschaurechtlichen Vorschriften der Ent- 
wicklung auf wissenschaftlichen und technischen Gebieten anzu- 
passen. Dabei wurden auch, soweit es im Interesse des Ver- 
braucherschutzes vertretbar war, wirtschaftliche Belange berück- 
sichtigt. 

Um die erwähnten Änderungen in einem neuen Gesetz zu- 
sammenzufassen und die Vorschriften über die Hygiene bei der 
Gewinnung, Lagerung, Beförderung und Verarbeitung von Fleisch 
in dem für den Verbraucherschutz erforderlichen Maße zu er- 
gänzen, wird z. Z. der Entwurf eines Fleischhygienegesetzes 
vorbereitet. Auch hierbei werden die neuesten wissenschaftlichen 
Erkenntnisse und die technische Entwicklung auf dem Fleisch- 
sektor berücksichtigt. Es ist vorgesehen, diesen Entwurf noch 
in dieser Legislaturperiode den gesetzgebenden Körperschaften 
zuzuleiten. 

Die eingangs genannten Gesetze enthalten auch eine Reihe 
von Vorschriften, durch die für gewisse Erzeugnisse die Einfuhr 
erleichtert wird und die gewährleisten sollen, daß die Kontroll- 
maßnahmen an der Grenze in Zukunft schrittweise abgebaut wer- 
den können. Bei allen Maßnahmen zum Abbau von Beschränkun- 
gen im internationalen Fleischhandel muß jedoch entscheidender 
Wert darauf gelegt werden, daß der Schutz der Bevölkerung 
vor Gesundheitsschäden gewährleistet bleibt. Das macht zwangs- 
läufig eine Angleichung der z. Z. noch unterschiedlichen veteri- 
närrechtlichen Bestimmungen der einzelnen Länder erforderlich. 
Die weitere Liberalisierung der deutschen fleischbeschaurecht- 
lichen Vorschriften hängt daher weitgehend von dem Ergebnis 
der Verhandlungen auf internationaler Ebene ab, die im Rah- 
men der EWG und der OECD geführt werden, wobei der Schwer- 
punkt eindeutig bei den Arbeiten im Rahmen der EWG-Rechts- 
angleichung liegt. 


XV. 2. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung tun, um eine 
Dr. Jungmann einwandfreie Qualität alles auf den Markt 
kommenden Fleisches sicherzustellen? 

Schriftliche Antwort der Bundesministerin Dr. Schwarzhaupt 
vom 19. August 1966 

Bereits die bestehenden fleischhygienerechtlichen Vorschriften 
gewährleisten, daß die Überwachungsbehörden Fleisch, welches 
substantielle Mängel, wie z. B. Wässerigkeit, Abweichungen des 
Geruchs, des Geschmacks, der Farbe sowie unvollkommenes 
Ausbluten oder bei Kälbern Unreife oder nicht genügende Ent- 
wicklung, aufweist, nicht als tauglich in den freien Verkehr ge- 
langen lassen. 

Derartiges Fleisch darf nur, soweit es nicht wegen weiterer 
Mängel untauglich oder bedingt tauglich beurteilt wird, als 
minderwertiges Fleisch unter ausreichender Kennzeichnung über 
eine Freibank oder anderweitig unter amtlicher Aufsicht in den 
Verkehr gebracht werden. 

Darüber hinaus unterliegt alles auf den Markt kommende 
Fleisch — wie die übrigen Lebensmittel — den Verboten des 
Lebensmittelgesetzes. Nach § 4 b LMG ist es insbesondere auch 
verboten, Tieren vor der Schlachtung Antibiotika zu verabfolgen, 
um die Haltbarkeit des Fleisches zu beeinflussen oder lebenden 
Tieren Stoffe mit oestrogener oder thyreostatischer Wirkung 
einzupflanzen oder einzuspritzen, um die Beschaffenheit des 
Fleisches oder den Fleisch- oder Fettansatz zu beeinflussen. 
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Die bestehenden fleischbeschau- und lebensmittelrechtlichen 
Vorschriften gewährleisten daher bereits weitgehend, daß den 
Uberwachungsbehörden eine Handhabe zur Verfügung steht, 
den Verbraucher vor Übervorteilung beim Kauf von Fleisch zu 
schützen. Durch das künftige Fleischhygienegesetz wird dieser 
Schutz noch verbessert werden. 


XV. 3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die auch von 
Dr. Klepsch der Westdeutschen Rektorenkonferenz inzwi- 

schen geforderte Novelle zur Bestallungsord- 
nung für Ärzte vorzulegen, ohne die bekannt- 
lich die Neuordnung des Medizinstudiums 
nicht erfolgen kann? 

Schriftliche Antwort der Bundesministerin Dr. Schwarzhaupt 
vom 2. September 1966 

Die Bestallungsordnung für Ärzte wurde im Jahre 1953 erlas- 
sen und ist seither fünfmal geändert worden. Eine grundlegende 
Neuordnung der ärztlichen Ausbildung erscheint seit längerer 
Zeit aus den verschiedensten Gründen dringend erforderlich. 
Mein Haus hat zweimal einen Referentenentwurf für eine neue 
Bestallungsordnung erstellt, den zweiten Entwurf erst im Januar 
dieses Jahres. Nach seiner Versendung hat es sich gezeigt, daß 
die Auffassungen über das, was bei einer Neuordnung der ärzt- 
lichen Ausbildung im gegenwärtigen Zeitpunkt notwendig und 
möglich ist, noch sehr unterschiedlich sind. Inzwischen liegen auch 
die Vorschläge des Wissenschaftsrates zur Neuordnung der 
ärztlichen Ausbildung vor, in denen sehr tiefgreifende Refor- 
men vorgeschlagen wurden. Im Hinblick auf diesen Sachstand 
habe ich die Bildung einer kleinen Kommission angeregt, die 
mich in der Frage des weiteren Vorgehens sachverständig bera- 
ten soll. Auf meine Anfragen bei dem Westdeutschen Medizini- 
schen Fakultätentag, dem Wissenschaftsrat, der Bundesärzte- 
kammer, der Deutschen Krankenhausgesellschaft und der Ge- 
sundheits- und Kultusverwaltung der Länder sind mir inzwischen 
für die Mitarbeit in der genannten Kommission geeignete Ver- 
treter benannt worden. Die erste Sitzung wird am 29. Septem- 
ber in meinem Hause stattfinden. Sobald in diesem Gremium 
über die für eine Reform des Medizinstudiums erforderlichen 
Grundsätze Einigkeit erzielt worden ist, werde ich dem Bundes- 
rat eine Novelle zur Bestallungsordnung für Ärzte vorlegen. 


XV. 4. Abgeordneter Wird die Bundesregierung gegebenenfalls 
Schmitt- Konsequenzen aus den Warnungen des Amtes 

Vockenhausen zur Überwachung von Nahrungsmitteln und 
Medikamenten in Washington ziehen, die be- 
sagen, daß Menschen, die das Fleisch von mit 
Antibiotikabeimischungen gefütterter Tiere 
verzehren, Gefahr liefen, gegen Antibiotika- 
behandlungen immun zu werden? 

Schriftliche Antwort der Bundesministerin Dr. Schwarzhaupt 
vom 14. September 1966 

Die Food and Drug Administration der USA hat am 23. Au- 
gust 1966 eine Anordnung erlassen, nach der antibiotikahaltige 
Mittel, die zur Anwendung bei Tieren bestimmt sind, innerhalb 
bestimmter Fristen zur Überprüfung anzumelden sind. Die An- 
ordnung ist auf einen Bericht hin erfolgt, den ein Sachver- 
ständigenausschuß über die Auswirkungen der Verwendung von 
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Antibiotika in der Veterinärmedizin und für verschiedene nicht- 
medizinische Zwecke erstattet hat. In diesem Bericht soll empfoh- 
len worden sein, die Voraussetzungen an die Verwendung von 
Antibiotika strenger zu gestalten. Der erwähnte Ausschußbericht 
ist von mir angefordert worden. Sobald er vorliegt, wird zu 
prüfen sein, ob und ggf. welche Konsequenzen in der Bundes- 
republik daraus zu ziehen sind. 

Zu den in der Bundesrepublik derzeit geltenden Vorschriften 
darf ich folgendes bemerken: 

Die Verwendung von Antibiotika in der Lebensmittelerzeu- 
gung und die Fragen, die sich hieraus im Hinblick auf die Be- 
schaffenheit der gewonnenen Lebensmittel und auf den Schutz 
des Menschen ergeben, sind in den vergangenen Jahren ein- 
gehend in wissenschaftlichen Fachzeitschriften sowie in natio- 
nalen und internationalen wissenschaftlichen Gremien erörtert 
worden. Im nationalen Bereich haben sich neben dem Bundes- 
gesundheitsamt insbesondere der Bundesgesundheitsrat und die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft mit dem umfangreichen Mate- 
rial befaßt. So hat u. a. der Bundesgesundheitsrat in der Voll- 
versammlung am 7. Juli 1961 zu der Frage ein Votum erstattet, 
ob es vertretbar ist, die Verwendung u. a. von Antibiotika als 
Zusatz zu Futtermitteln zuzulassen, und einen Dosierungsrah- 
men für die Beimischung von Antibiotika zu Futtermitteln 
empfohlen, der Grundlage für die futtermittelrechtlichen Rege- 
lungen geworden ist. Unter Zugrundelegung der bisherigen 
wissenschaftlichen Ergebnisse kann davon ausgegangen werden, 
daß in den geltenden Rechtsvorschriften ausreichend Vorsorge 
getroffen ist, um den Verbraucher vor Gefahren zu schützen, 
die auf den Verzehr des Fleisches von Tieren zurückzuführen 
sind, welche Antibiotika erhalten haben. 

Im Bereich des Lebensmittelrechts ist auf das Verbot des 
Zusatzes von fremden Stoffen zu Lebensmitteln nach § 4 a des 
Lebensmittelgesetzes hinzuweisen. Nach § 4 b Nr. 1 LMG ist es 
ferner verboten, Tieren vor der Schlachtung Antibiotika zu 
verabfolgen, um die Haltbarkeit des Fleisches zu beeinflussen. 
§ 3 Nr. 1 Buchstabe g der Ersten Ausführungsverordnung zum 
Milchgesetz verbietet das Inverkehrbringen der Milch von 
Kühen, die mit in die Milch übergehenden Arzneimitteln, also 
auch mit Antibiotika, vor weniger als 5 Tagen behandelt worden 
sind. Nach futtermittelrechtlichen Bestimmungen, für die der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten feder- 
führend zuständig ist, unterliegt die Beimischung von Antibiotika 
zu Mischfuttermitteln der Genehmigungspflicht. Nach arznei- 
mittelrechtlichen Vorschriften unterliegen Antibiotika der Re- 
zeptpflicht, durch die die therapeutische Anwendung auf das 
unter fachlichen Gesichtspunkten erforderliche Maß beschränkt 
werden soll. 


Bonn, den 31. August 1966 



